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Antimuslimische Kampagne bedroht 
Immigranten, Frauen, Linke und Arbeiter 

Volle Staatsbürgerrechte 
für alle, die hier leben! 

Spartakist HOLLANDSE HOOGTE I LAIF 

Links: Multiethnische Demo der Rüsselsheimer Opel-Arbeiter am 19. Oktober. Arbeiterklasse hat soziale Macht, 
rassistischen Terror zu stoppen. Rechts: Brandanschlag auf muslimische Schule im niederländischen Uden 

"Holland ist überall!" Das ist der Schlachtruf, mit dem die 
deutsche Bourgeoisie und ihre führenden Politiker die so 
genannte "Integrationsdebatte" gestartet haben. Die Debat­
te geht nicht so sehr um die Integration der Muslime bzw. 
der Bevölkerung mit türkischem, kurdischem oder 
arabischem Hintergrund, die die Herrscher dieses rassisti­
schen kapitalistischen Systems weder erreichen wollen noch 
erreichen können. Und die Debatte dreht sich auch kaum 
um Holland. Die Ermordung des holländischen Regisseurs 
Theo van Gogh - anscheinend die Rache eines islamischen 
Reaktionärs für seinen provokativen Film über Unterdrü­
ckung von Frauen im Islam - war kaum mehr als ein 
willkommener Anlass für die Reaktion, die folgte: eine ras­
sistische Kampagne, die darauf abzielt, Muslime als den 
potenziellen "inneren Feind" zu isolieren und den Unter­
drückungsapparat des Staates auszubauen. Bei einer Razzia 
in Boxtel im Süden der Niederlande wurden 29 angebliche 
Mitglieder der linken säkularen Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) unter der Anklage verhaftet, militärische Übungen 
auf einem Campingplatz durchgeführt zu haben. Dies unter­
streicht, dass die jetzige Regierungskampagne eine tödliche 

Bedrohung für die Linke und die Arbeiterbewegung dar­
stellt. 

In der folgenden Hysterie wurde der dubiose van Gogh, 
ein enger Freund und Bewunderer des rassistischen Rechts­
po pu listen Pim Fortuyn, in einen Nationalhelden verwan­
delt. In Holland brannten Moscheen und muslimische Schu­
len nach pogromartigen Angriffen antimuslimischer Mobs. 
Es gab Anschläge auch auf eine geringe Zahl christlicher 
Kirchen. Dies ging Hand in Hand mit einer Belagerung ei­
nes ganzen Immigranten- und Arbeiterviertels von Den 
Haag wie in einem Polizeistaat. Scharfschützen der Polizei 
waren auf den Dächern stationiert, ein Hubschrauber kreis­
te über den Köpfen, der Luftraum war gesperrt, während 
die "Anti-Terror"-Elitespezialkräfte BBE und Polizeikräfte 
die muslimische Bevölkerung terrorisierten. "Terrorver­
dächtige" wurden in Handschellen, halbnackt und mit ver­
bundenen Augen durch die Straßen gezerrt. Das sind Bilder, 
die auf die größte mögliche Erniedrigung der muslimischen 
Bevölkerung zielen und an die Bilder aus den US-geführten 
Folterkammern von Abu Ghraib im Irak erinnern. Nahezu 

Fortgesetzt auf Seite 25 
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1989/90: Der Kampf der IKL für ein rotes Rätedeutschland 

Arbeiterpressekorrespondenz: 
Gebundene Ausgabe erhältlich! 

Wir drucken nachfolgend die Einlei­
tung aus der g~bundenen Ausgabe der 
Spartakist-Arbeiterpressekorrespon­
denz ab. Bestellungen sind über die 
Kontaktadresse möglich. Preis pro Aus­
gabe: 20,- Euro. 

ARBEITERPRESSEKORRESPONDENZ 
Deutschlands und der Spartakist­
Gruppen die Spartakist-Arbeiterpar­
tei Deutschlands gegründet. SPARTAKIST ~ "Die Spartakisten" waren ein 
Begriff unter Arbeitern, die gegen die 
kapitalistische Konterrevolution 
kämpfen wollten. In der Arbeiterpres­

Dieser Band enthält alle Ausgaben 
der Spartakist-Arbeiterpressekorrespon­
denz (Nr. 1, 7. Dezember 1989, bis 
Nr. 30, 10. April 1990), herausgege­
ben von uns Spartakisten während 
der sich entfaltenden proletarisch-

Nr. 1,7. Dezember 1989, bis Nr. 30,10. April 1990, 
mit Extrablättern und ausgewählten Flugblättern 

sekorrespondenz, die reißenden Ab­
satz fand, riefen wir zur Gründung 
von Arbeiter- und Soldatenräten auf. 
Wir diskutierten mit Führern von Be­
triebskampfgruppen und arbeiteten 

Enthalt eine Einleitung, 
als Einführung: ~Revolution VS. Konterrevolution In Deutschland 1989/90" 

(Spartakist-Extrablatt, 4. April 2000) und ein Sachregister 

politischen Revolution in der DDR 
1989/90. Ebenso enthalten sind zu-
sätzliche Flugblätter aus diesen "hei-
ßen Tagen", in denen die Herausgabe 
unserer Propaganda enorm gesteigert 
war. Der Spartakist erschien wöchent-
lich, und wir brachten fast täglich die 
Arbeiterpressekorrespondenz heraus 
und verkauften sie im gesamten Terri­
torium der DDR (mit Auflagen bis zu 
50000 Exemplaren). Erstmals in der 
Geschichte haben wir Millionen Exemplare trotzkistischer 
Propaganda in einem bürokratisch deformierten Arbeiter­
staat verbreitet. 

Die Internationale Kommunistische Liga unternahm die 
größte kontinuierliche Intervention in der Geschichte unse­
rer Tendenz und stützte sich dabei auf die personellen Kräfte 
und die anderen Ressourcen aller Sektionen, um in Deutsch­
land zu intervenieren - für den Sieg der proletarisch-politi­
schen Revolution gegen die stalinistische Bürokratie und für 
eine soziale Revolution im Westen zum Sturz des deutschen 
Imperialismus - für ein Rotes Rätedeutschland! Am 
21. Januar 1990 wurde als Fusion der Trotzkistischen Liga 
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mit ihnen zusammen bei der Produk­
tion von Flugblättern, die zum Kampf 
gegen den Verkauf ihrer Fabriken an 
die Kapitalisten aufriefen. Unsere 
Zeitung wurde in den Einheiten der 
Nationalen Volksarmee breit disku­
tiert und führte zur Bildung von 
Soldatenkomitees, woraufhin die 
Stalinisten panisch gerade diese 
Einheiten auflösten. Wir forderten 
volle Staatsbürgerrechte für ausländi­
sche Arbeiter und veröffentlichten 

als Ausdruck unseres internationalistischen Programms 
Grüße an kubanische, mosambikanische, vietnamesische 
und polnische Arbeiter. Wir verbreiteten unsere Presse 
unter sowjetischen Soldaten und Offizieren mit dem Ziel, 
das trotzkistische Programm zurück ins Land der Oktober­
revolution zu tragen: die Verteidigung der Oktoberer­
rungenschaften durch die proletarisch-politische Revolu­
tion. Dies fand solche Resonanz, dass wir in Kasernen 
eingeladen wurden und Veranstaltungen abhielten. All das 
ist auf einmalige Weise dokumentiert in der Arbeiterpresse­
korrespondenz . 

Fortgesetzt auf Seite 11 
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Stuppt pul'f'sche Ze.sar •• der _e.e. U., Ba." •• ' 
,AntideutscheIl Lügen im Dienste 

des deutschen Imperialismus 

NBC News Spartakist 

Links: Kriegsverbrechen in Falludscha - US-Soldat ermordet unbewaffneten schwer verwundeten Iraker in 
Moschee, 13. November 2004. Rechts: Rassistischer Aufmarsch der "Antideutschen" gegen Immigranten in 
Kreuzberg und Neukölln am 10. Juli 2004 

Nachfolgend drucken wir das leicht redigierte Flugblatt vom 
4. Dezember ab, das wir aus Protest gegen die politische 
Zensur an der Offenen Uni Berlins (OUBS) geschrieben 
und in den letzten Wochen an der TU und RU verteilt ha­
ben, u. a. auf einer Vollversammlung der OUBS am 15. De­
zember. Dort wurde über die Pläne der RU-Administration 

Uni-Leitung - Hände weg 
von der QUBSI 

diskutiert, die OUBS zum Ende des Wintersemesters aus ih­
rem Gebäude auf dem Charite-Campus zu schmeißen. Dies 
ist eine Fortsetzung der Geschichte der RU-Administration, 
Linke an der Uni zu verfolgen, um alle von der antikommu­
nistischen Uni-Leitung unabhängigen politischen Aktivitä­
ten zu unterdrücken. 

Unterstützung erhält die Uni-Leitung dabei von ihren 
"antideutschen" Schoßhündchen im RefRat. Im Protokoll 
vom 3. November aus dem OUBS-Infomail-System wird be­
richtet: 

"Die OUBS hat keine einheitliche Politik gegenüber At­
tac. Dies wurde dem RefRat von Frau Kolb (Öffentlich­
keitsreferat der Uni-Leitung) gesteckt. Der RefRat-RU 
hat eine Politik gegenüber Attac und die Rerren Refe­
renten Internat[ionalismus] und Antifa möchten, dass 
wir auch eine haben. Sonst könnte es sein, das Schluss ist 
mit Ini-Status und Kabel für PC-Pool gibt's dann viel­
leicht auch nicht." 

Im Klartext ist das eine Aufforderung des RefRat, die ver­
leumderische Position der "Antideutschen" zu übernehmen, 
dass Attac aufgrund ihrer "verkürzten Kapitalismuskritik" 
antisemitisch sei. 

Wir verteidigen die OUBS gegen die Bedrohung durch 
die Pläne der Uni-Leitung, unabhängig von ihrer politischen 
Zensur gegen uns, weil solche Pläne eine Bedrohung für 

alle linken Studenten an der RU sind. Deswegen stellten wir 
auf der OUBS-Vollversammlung vom 15. Dezember den 
Antrag, am 6. Januar 2005 eine Protestaktion auf dem HU­
Campus unter der Losung "Nein zum Rausschmiss der 
OUBS!" durchzuführen und alle in der OUBS aktiven 
Gruppen aufzufordern, dafür zu mobilisieren. Doch unser 
Angebot, die OUBS tatkräftig zu verteidigen, brachte die 
ach so "offenen" Führer der OUBS auf die Spitze ihrer 
kleinbürgerlichen Weißglut. Sie ließen unseren Antrag nicht 
abstimmen, aber hatten die Chuzpe, uns in perfekter "anti­
deutscher" Manier als Antisemiten zu diffamieren. Der Ref­
Rat muss begeistert sein. Und die Uni-Leitung muss sich 
freuen über so viel Energie, Kommunisten den Mund zu 
verbieten und dabei den Tod ihres eigenen "linken" Projek­
tes in Kauf zu nehmen. Die antikommunistische Zensur der 
OUBS-Chefs dient der anti-linken Politik der Uni-Leitung. 
Es ist dringend notwendig für alle Linken an der HU: Verteidigt 
die o URS gegen die Angriffe der Uni-Administration! 

Was würdet ihr davon halten, wenn der Typ auf dem lin­
ken Bild bzw. sein Fanclub (siehe rechtes Bild) bestimmen 
dürften, wer einen Veranstaltungsraum bei einem linken 
Projekt bekommt und wer nicht? Natürlich nichts! Wäre ja 
auch absurd ... aber Moment mal! Genau das geschah kürz­
lich beim Plenum der "Offenen" Uni Berlins (OUBS) am 
RU-Campus-Nord (bei der Charite). Am 10. November 
stellten wir, die Spartakist-Jugend Berlin, den Antrag, alle 
zwei Wochen einen Raum für unsere Veranstaltungsreihe zu 
bekommen. In ihrer Überraschung unfähig sofort damit um­
zugehen, erfanden die selbsternannten Chefs erst mal die 
"Regel", dass es eine Woche Bedenkzeit vor der Entschei­
dung geben müsse (sie gaben selbst zu, sonst nicht so zu ver­
fahren), angeblich um sich über uns zu informieren. Aber 
diese Teilzeitbürokraten wissen ganz genau, wer wir sind! 
Seit 15 Jahren sind wir an der RU aktiv, und bekannt dafür, 

Fortgesetzt auf Seite 4 
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Offene Uni Berlin ... 
Fortsetzung von Seite 3 

an vorderster Front gegen Sozialraub, Sexismus, Rassismus, 
Antisemitismus und jede Form der Unterdrückung zu 
kämpfen, ob an der Uni oder anderswo. Als wir am 17. No­
vember wiederkamen, war ziemlich schnell klar, woher der 
Wind weht: Einer vom Studierenden-Parlament der HU war 
extra gekommen, um den Vorsitz zu übernehmen. Als Erstes 
ließ er einen älteren Typen sprechen, der eine Hetzrede 
gegen uns hielt, in der er uns als "Antisemiten" diffamierte. 
Sein Beweis? Unsere klare Position in Verteidigung der Pa­
lästinenser gegen israelischen Staatsterror! 

Unsere Genossen protestierten lautstark gegen diese 
üble Demagogie und wurden dafür noch ermahnt, doch bit­
te höflich abzuwarten, bis die Hetzrede vorüber ist. Ord­
nung muss schließlich sein! Ein Genosse wies auf unsere 
Geschichte im Kampf gegen Antisemitismus hin: "Das ist 
eine verleumderische Lüge! Wir waren es, die 1990 gegen 
das Vierte Reich und sein Einwanderungsverbotfür sowjeti­
sche Juden protestiert haben!" BOUM! Das war zuviel für 
die Freunde der Political Correctness. Viertes Reich!?! An­
geblich sei es eine Relativierung Hitlers Dritten Reiches, auf 
die Kontinuität der herrschenden Klasse in Deutschland 
hinzuweisen. Die gleichen Industriellen und Finanziers, die 
die Nazis an die Macht brachten und sich an Krieg und 
Zwangsarbeit bereicherten, profitierten von der "sozialen 
Marktwirtschaft", nachdem sie im Kalten Krieg an ihre 
alten Positionen zurückkehrten; die gleichen Richter und 
Henker, die Hitlers Terror verbreiteten, bildeten das Rück­
grat des "demokratisierten und denazifizierten" West­
deutschlands. Der ganze Staatsapparat - Bundeswehr, BKA, 
Polizei, Verfassungsschutz, Justiz und Verwaltung - war 
durchsetzt mit "Ex"-Nazis. Wer wäre auch besser geeignet 
gewesen für den NATO-Kreuzzug gegen den Sowjetblock 
als eine Bande von erfahrenen Bolschewisten-Schlächtern? 
Bürgerliche Demokratie und Faschismus sind nicht dassel­
be, aber beide dienen der Sicherung der Herrschaft der 
Kapitalistenklasse. Wenn die Herrschenden irgendwann 
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meinen, sie können die Arbeiterklasse und alle Unterdrück­
ten nicht mehr im Rahmen des Parlamentarismus niederhal­
ten, werden sie keine Sekunde zögern, die faschistischen 
Bluthunde wieder von der Kette zu lassen. Und genau das 
versuchen Liberale und Sozialdemokraten zu vertuschen. 
Man muss auch gar nicht weit zurück in die Geschichte ge­
hen, um zu sehen, dass die Bourgeoisie von Auschwitz im­
mer noch herrscht. Nach der konterrevolutionären Einver­
leibung der DDR machte sich der ermutigte und erstarkte 
deutsche Imperialismus daran, alles zu zerstören, was an 
den deformierten Arbeiterstaat erinnerte. Um die HU von 
linken und DDR-Dozenten zu säubern, engagierte die da­
maligen Grüne Uni-Präsidentin Dürkop den ehemaligen 
SS-Sturmbannführer Krelle, um ihm dann, nach getaner Ar­
beit, die Ehrendoktorwürde zu verleihen. Natürlich interes­
sierten sich diese vier oder fünf aufstrebenden Jungbüro­
kraten, die bei der OUBS schon mal für ihre Karrieren in 
den Parteiapparaten von SPD/PDS/Grünen üben, nicht 
wirklich für irgendeine angebliche Relativierung. Tatsäch­
lich waren diese Liberalen und Sozialdemokraten empört 
darüber, dass wir es wagen, die frisch gewaschene weiße 
Weste des ach-so-demokratischen Deutschlands mit der 
Wahrheit zu "beschmutzen". Auch wenn sie dafür keinen 
Ehrendoktor bekommen sollten, Außenminister Josef Fi­
scher wäre trotzdem stolz auf sie. Unweigerlich erinnert man 
sich an sein zerknautschtes Gesicht und seine betont weiner­
liche Stimme, als er 1999 von KZs im Kosovo fantasierte. Mit 
"Nie wieder Auschwitz!" als Schlachtruf startete die 
SPD/Grünen-Regierung dann den ersten Kriegseinsatz der 
Wehr. .. äh ... Bundeswehr nach dem Zweiten Weltkrieg, um 
zusammen mit der NATO in Hitlers Fußstapfen Serbien zu 
bombardieren. Wir sagen: Bundeswehr raus aus dem Balkan 
und Afghanistan! 

Andere Möchtegern-Bürokraten versuchten davon 
abzulenken, dass es sich bei dem Manöver um eine politische 
Zensur handelt. Sie meinten, wir seien hierarchisch struktu­
riert und damit undemokratisch und deshalb verboten. Aber 
der Grund, warum sie uns aus der angeblich "Offenen" Uni 
ausschließen, ist, weil sie politische Differenzen mit uns ha­
ben, besonders in Bezug auf Israel/Palästina. Genau deshalb 
haben sie sich einen "Antideutschen" eingeladen, dem Ple­
num zu verkaufen, warum wir nicht rein dürfen. Die "Anti­
deutsehen" sind antiarabische Rassisten, die Schilys endlo­
sen "Krieg gegen den Terror" unterstützen, indem sie Linke 
und Immigranten angreifen, vor allem diejenigen, die sich 
klar gegen die Unterdrückung der Palästinenser stellen. Sie 
verbreiten die Lüge, Antizionismus wäre das Gleiche wie 
Antisemitismus. Damit sind sie ganz auf Regierungslinie, 
denn auch Balkanschlächter Fischer erklärte: "Antizionis­
mus führt unvermeidlich zu Antisemitismus!" 

Was die "Antideutschen" an uns besonders hassen, ist, 
dass unsere internationalistische Position dieses Konstrukt 
zunichte macht: Wir kämpfen für arabisch/hebräische Ar­
beiterrevolution, um die kapitalistischen Herrscher Israels 
und der anderen Staaten der Region zu stürzen. Im Rahmen 
des Kapitalismus gibt es keine gerechte Lösung, wenn zwei 
Nationen, wie in IsraelIPalästina, dasselbe Stück Land für 
sich beanspruchen: Entweder unterdrückt die zionistische 
Bourgeoisie die Palästinenser, oder die Bedingungen der 
Unterdrückung drehen sich um. Dass sich ein paar sozial­
demokratische Studentenbürokraten Stichworte von den 
"Antideutschen" geben lassen, verwundert nicht: Als am 
19. Juni 2003 zwei "antideutsche" Provokateure versuchten, 
unsere Veranstaltung im Seminargebäude am Hegelplatz zu 
verhindern, war unter der Meute, die zu ihrer Unterstützung 
eilte, auch Gunnar Zerowsky, der für die HU-Jusos im Stu­
Pa sitzt. Diesen Angriff konnten wir zurückschlagen, aber 

Fortgesetzt auf Seite 11 



WINTER 2004/2005 5 

.eg mit dem .aulkorberlass! 

Israel: Hände weg 
von Mordechai Vanunu! 

Am frühen Morgen des 11. November stürmten mehr als 30 
mit Maschinengewehren bewaffnete Polizisten die St.­
Georgs-Kathedrale in Ostjerusalem, um Mordechai Vanu­
nu, den mutigen Aufdecker von Israels riesigem verborge­
nem Atomwaffenarsenal, erneut zu verhaften. Er wurde 
zusammen mit seinem Laptop und seinen Papieren gepackt 
und nach Petah Tikva, dem Verhörzentrum der Shin Bet 
(Innere Sicherheit) in der Nähe von Tel Aviv, gebracht, wo 
er zehn Stunden lang verhört und dann gegen Kaution in 
den Hausarrest entlassen wurde. Am 17. November wurde 
er erneut zu weiteren Verhören abgeholt. Der wahnsinnige 
und rachsüchtige zionistische Staat wird keine Ruhe geben, 
ehe Vanunu nicht für immer zum Schweigen gebracht wor­
den ist, weil dieser vor fast 20 Jahren enthüllt hat, dass 
Israels kapitalistische Herrscher genug Atomwaffen haben -
und auch die entsprechenden Raketen dafür -, um nicht nur 
jede arabische Hauptstadt einäschern, sondern auch um 
wichtige Städte in der Sowjetunion bombardieren zu 
können. 

Am 21. April wurde Vanunu nach 18 Jahren Haft, elfein­
halb davon waren Einzelhaft, aus der berüchtigten Gefäng­
nishölle von Aschkelon entlassen. 1986 war Vanunu, ein 
ehemaliger Techniker in der Atomwaffenanlage von Dimo­
na, vom Mossad (Israels Geheimdienst) in Italien entführt, 
betäubt und unter völliger Geheimhaltung vor Gericht ge­
stellt worden, nachdem er gegenüber der Londoner Sunday 
Times enthüllt hatte, dass Israel über 200 atomare Spreng-

Reuters 

Heroischer Atomspion Mordechai Vanunu spricht mit 
Reportern im Gericht nach seiner Verhaftung am 
11. November 2004 

köpfe angesammelt hat und Wasserstoff- und Neutronen­
bomben baut. Obwohl Vanunu seine volle Gefängnisstrafe 
abgesessen hat, benutzt die israelische Regierung ein Not­
standsgesetz von 1945, als Palästina noch britisches Man­
datsgebiet war, um Vanunu innerhalb der Landesgrenzen 

Fortgesetzt auf Seite 6 
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Mordechai Vanunu ... 
Fortsetzung von SeÜe 5 

regelrecht gefangen zu halten. Er steht zwar nicht mehr un­
ter Hausarrest, es ist ihm aber weiterhin untersagt, das Land 
zu verlassen, mit Nicht-Israelis zu sprechen, sich in der Nähe 
von Flughäfen, Häfen oder Botschaften aufzuhalten, und er 
wird rund um die Uhr von der Polizei überwacht. 

Sobald er die Gefängnistore hinter sich gelassen hatte, 
gab Vanunu eine Pressekonferenz und er setzt sich weiterhin 
vor der internationalen Presse couragiert für eine Verurtei­
lung der zionistischen Weltuntergangsmaschinerie ein. In ei­
nem Gespräch mit Amy Goodman in ihrer Show Democracy 
Now! sagte Vanunu am 18. August: 

"Ich bin sehr glücklich und froh, dass ich ... der ganzen 
Welt und dem israelischen Volk die Augen geöffnet habe 
über das wahre Gesicht Israels, das die Welt gewöhnlich 
jeden Tag, jede Stunde an ,Holocaust, Holocaust' erin­
nert, aber in Wirklichkeit eine Holocaust-Fabrik [hat]. 
Dieser jüdische Staat hat Holocaust-Waffen hergestellt." 
In einer anderen Zelle desselben Gefängnisses Aschke-

Ion saß Marcus Klingberg, der vertrauliche Kenntnisse über 
Israels anderes geheimes Arsenal der Massenvernichtung 
hatte, nämlich seinen Vorrat an chemischen und bakteriolo­
gischen Waffen (siehe "Free Israeli Scientist Marcus Kling­
berg!" [Freiheit für den israelischen Wissenschaftler Marcus 
Klingberg!], Workers Vanguard Nr. 596, 18. März 1994). 
Klingberg arbeitete in Nes Tsiona, dem streng geheimen 
Forschungszentrum, in dem "nichtkonventionelle Waffen 
von Viren bis zu Pilzgiften" entwickelt wurden (Le Nouvel 
Observateur, 6. Januar 1994). Man ließ Klingberg 1983 ver­
schwinden, machte ihm im Geheimen den Prozess und ver­
urteilte ihn zu 20 Jahren wegen Spionage für den sowjeti­
schen degenerierten Arbeiterstaat - kein Verbrechen in den 
Augen der internationalen Arbeiterklasse. Er wurde 
schließlich 1998 in den Hausarrest entlassen und durfte 2003 
im Alter von 84 Jahren Israel verlassen. 

Fast zur selben Zeit, als die israelische Polizei Vanunu 
verhaftete, um ihm noch einmal zu drohen, tötete das israe­
lische Militär drei ägyptische Grenzpolizisten mit einer Pan­
zergranate, die auf die ägyptische Seite der Grenze bei Ra­
fah in Gaza abgefeuert wurde, und sagte dann, man habe die 
Ägypter versehentlich für palästi­
nensische "Terroristen" gehalten. 
Scharons Gaza-"Rückzugs"plan be­
deutet die Eskalation des israeli­
schen Terrors gegen die belagerten 
palästinensischen Massen. Die tägli­
che Anzahl an Todesopfern unter 
den Palästinensern nimmt nicht ab, 
und sowohl in Gaza als auch in der 
Westbank wurde nach dem Tod von 
Jassir Arafat eine Ausgangssperre 
gegen die Bevölkerung verhängt. Et­
wa 7400 Palästinenser sind in israeli­
schen Gefängnissen eingesperrt. 
Wir fordern die sofortige Freilas­
sung aller Opfer des zionistischen 
Staatsterrors und den Rückzug aller 
israelischen Truppen und Siedler 
aus den besetzten Gebieten! 

SPARTAKIST 

Student an der Ben-Gurion-Universität von Beerscheba 
identifizierte er sich mit den palästinensischen Studenten, 
die er kennen lernte, und beteiligte sich an Demonstratio­
nen für die Gleichberechtigung der Palästinenser und gegen 
den Libanonkrieg von 1982. Vanunu wird außerdem in Isra­
el verachtet, weil er 1986 zum Christentum konvertierte. 
Nach seiner Entlassung aus dem Gefängnis suchte er Zu­
flucht in der Kirche von Ostjerusalem, weil es von Israelis 
Morddrohungen gab, und er bemerkte, dass die Palästinen­
ser in seiner Nachbarschaft ihn freundlich aufgenommen 
haben. In einem Interview mit dem Londoner Guardian 
(15. November) sagte er: 

"Seit der zweiten Intifada hat sich die Lage sehr 
verschlechtert. Ich war immer opt~mistisch, doch als ich 
heraus kam und die Mauer sah und die Wirklichkeit ... 
junge Leute leben hier ohne jede Hoffnung." 
Die US-Bourgeoisie wiederholt oft den Refrain, ihr 

Juniorpartner Israel sei "die einzige Demokratie im Mittle­
ren Osten". Die unzähligen Gefängnisfolterkammern, in 
denen palästinensische Gefangene leiden, die elektrisch 
geladenen Zäune von Gaza sowie die drei Stockwerke 
hohen Betonmauern und die Kontrollpunkte der Westbank 
entlarven das Gerede von israelischer "Demokratie" als 
Lüge. Vanunu enthüllte, dass sich die überwiegende Mehr­
zahl der "Massenvernichtungswaffen" im Nahen Osten in 
den Blut triefenden Händen des zionistischen Garnisons­
staats befindet, der seit Jahrzehnten von der US-Bour­
geoisie finanziell unterstützt wird. 

Die IKL und das Partisan Defense Committee haben 
international aktiv für die Freilassung von Mordechai Vanu­
nu gekämpft. Nachdem der israelische Oberste Gerichtshof 
im Juli alle Einschränkungen der Bewegungs- und Mei­
nungsfreiheit von Vanunu bestätigt und verschärft hatte, 
schrieb das PDC am 7. August einen Protestbrief und 
schloss sich all denen an, die über die endlosen Akte rach­
süchtiger Repression empört sind. Wir erklärten: 

"Vanunu hätte keinen einzigen Tag hinter Gittern ver­
bringen dürfen. Wie wir oft wiederholt haben, schuldet 
die gesamte Menschheit Vanunu ungeheueren Dank." 

Hände weg von Mordechai Vanunu! Nieder mit dem Maul­
korberlass! Lasst ihn Israel auf der Stelle verlassen! 
Übersetzt aus Workers Vanguard Nr. 837, 26. November 2004 

Spartakist 

Als sephardischer Jude, dessen 
Familie aus Marokko ausgewandert 
war, hat Vanunu eigene Erfahrun­
gen mit der Diskriminierung unter 
dem aus Europa stammenden 
Establishment der Aschkenasim. 
Das führte zu seiner aktiven Ent­
fremdung vom Zionismus. Als 

Berlin, Humboldt-Universität, 15. November: Spartakist-Jugend protestiert 
gegen erneute Verhaftung und Hausarrest von Mordechai Vanunu 
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Bericht vom Opelstreik 
Am 9. Dezember verkündeten die Opel-Bosse und 
ihre Handlanger der Betriebsratsführung das Ergeb­
nis der Verhandlungen: Die Bosse setzten sich damit 
durch, an die 10000 Arbeitsplätze in den deutschen 
Opel-Werken zu streichen. 3000 sollen in Altersteil­
zeit geschickt werden. und 6500 sollen über eine 
"Beschäftigungsgesellschaft", mit einem Jahr Verzö­
gerung, in die Arbeitslosigkeit geschickt werden 
oder mit Abfindungen gehen. Während der Be­
triebsrat die Zerstörung von zehntausend Arbeits­
plätzen als Erfolg feiert, da es keine "betriebsbe­
dingten" Kündigungen gegeben hat, wird schon die 
nächste Runde von Angriffen auf die Löhne und Ar­
beitsbedingungen der Opel-Arbeiter vorbereitet. 
Die Bosse reden von Verlängerung der Arbeitszeit 
auf 40 Stunden und/oder Kürzung der übertarif­
lichen Zulagen. Die Schließung von Betrieben ist 
überhaupt nicht vom Tisch, was die Betriebsratsbon­
zen als Forderung aufstellten, und die Job-Garantie 
bis 2010, um die jetzt noch verhandelt werden soll, 
nicht mehr als eine Illusion. Wie ein Arbeiter zu der 
Frankfuner Rundschau (10. Dezember) sagte: "Wir 

stehen genau da, wo wir vor zwei Monaten gestanden Opel-Werk Bochum: Streikende Arbeiter blockieren das Werks­
haben ... Wir haben zu früh aufgehört." Tatsächlich tor und machen den Betrieb dicht 
haben die IG-Metall-Führung und die Betriebsrats-
fürsten den Kampf in die Sackgasse geführt, um genau einen 
solchen "verantwortlichen" Deal mit den Bossen zu machen. 
"Sozialpartnerschaftliche" Klassenzusammenarbeit geht auf 
Kosten nur der Arbeiterklasse. Für Klassenkampf gegen die 
angedrohten Angriffe auf Löhne und Arbeitszeit, Entlas­
sungen und Betriebsschließungen! 

Nachfolgend drucken wir den Augenzeugenbericht von 
einem llnserer Genossen ab. 

Am 14. Oktober erfuhren die Opel-Arbeiter in Bochum, 
Rüsselsheim und anderen Standorten, dass es in ihren Be­
trieben Massenentlassungen und Werksschließungen geben 
soll. Die Arbeiter von Opel Bochum reagierten sofort mit 
einem Streik und besetzten die Werkstore, damit keine Teile 
mehr an andere europäische GM-Fabriken ausgeliefert wer­
den konnten. Zu den Lehren des Streiks siehe auch unser 
Flugblatt "Lehren des Opel-Streiks: Für eine klassenkämp­
ferische Gewerkschaftsführung!" vom 1. November auf 
Seite 9. 

Spartakist-Verkäufer waren während der gesamten Zeit 
vor den Werkstoren. Wir haben unsere Solidarität mit dem 
Streik ausgedrückt, mit den Arbeitern diskutiert und unsere 
Zeitungen verkauft. Vor den Werkstoren, auf Demonstra­
tionen und Veranstaltungen sowie auf der Bochumer Uni­
versität verkauften wir 140 Zeitungen und mehrere Abonne­
ments zu Spanakist. Ursprünglich sollte es am 14. Oktober 
nur eine kurze Informationsveranstaltung geben, um über 
den für den kommenden Dienstag geplanten europäischen 
Aktionstag in allen Opel/General-Motors-Werken zu infor­
mieren. Aber die Arbeiter entschieden sich gegen die Pläne 
der Betriebsratsführung, nur eine Informationsveranstal­
tung durchzuführen. Alle drei Opel-Werke in Bochum gin­
gen in den Streik. Als LKWs mit Teilen das Werk verlassen 
wollten, wurden die Tore mit Gabelstaplern blockiert. Von 
Beginn an wurde der Streik solide geführt. Alle Tore waren 
wirklich dicht, es sind keine Teile in andere Opel-Betriebe 
geliefert worden und das Band ist nicht gelaufen. Die 

Lackierer in einem Betriebsteil wollten weiter arbeiten, aber 
die Elektriker haben ihnen den Strom abgeklemmt und den 
Streikbruch effektiv verhindert. Im Bochumer Opel-Werk 
werden Teile, hauptsächlich Achsen, für die Produktion in 
anderen Opel-Werken hergestellt. Der Streik wurde gegen 
die Politik der Betriebsratsführung organisiert, hauptsäch­
lich von Vertrauensleuten, kämpferischen Gewerkschaftern 
und der reformistischen Marxistisch-Leninistischen Partei 
Deutschlands (MLPD). Zu Beginn jeder Schicht gab es 
Versammlungen der Arbeiter im Betrieb, auf denen abge­
stimmt wurde, ob weiter gestreikt wird oder nicht. Auf den 
Versammlungen der Arbeiter zu Schichtbeginn gab es im­
mer wieder Versuche seitens der Führung des Betriebsrats, 
die Arbeiter wieder zur Aufnahme der Arbeit zu bewegen. 
Denn spätestens ab dem 20. Oktober hatte der Streik auch 
Auswirkungen auf andere Opel-Werke, wo wegen fehlender 
Teile nicht weitergearbeitet werden konnte. 

Auf Kundgebungen vor dem Werkstor wurde über den 
aktuellen Stand informiert. Die streikenden Opel-Arbeiter 
haben besonders aus der ganzen Region, aber auch aus ganz 
Deutschland und international Unterstützung bekommen. 
Viele Betriebe aus dem Ruhrgebiet schickten Delegationen 
und haben Solidaritätsadressen und gesammeltes Geld 
übergeben. Viele Geschäfte in Bochum hatten Solidaritäts­
plakate aufgehängt, Lebensmittelgeschäfte haben Essen 
gespendet. Schulklassen und Kindergärten sind zum Tor 
gekommen. Ein Großteil der Versorgung der Streikenden 
mit Essen und Trinken wurde von der MLPD organisiert. In 
Bochum haben die Arbeiter gegen die sozialdemokratische 
Gewerkschaftsführung gestreikt, die verhindert hat, dass 
sich die Arbeiter von Opel Rüsselsheim dem Streik an­
schließen. Von der IG Metall gab es auch sonst keine Unter­
stützung. So bedankte sich ein Arbeiter bei einer Kund­
gebung vor dem Werks tor bei der Gewerkschaft ver.di für 
die gebrachten Brote zur Unterstützung der Streikenden 
und ihrer Familien, aber bemerkte verwundert: "Ich suche 

Fortgesetzt auf Seite 8 
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meine Gewerkschaft", was alle zum Lachen brachte. Eine 
andere Rednerin sagte dazu richtigerweise: "Aber wir sind 
auch die Gewerkschaft." 

Die soziale Macht der Arbeiterklasse brachte ein Redner 
zum Ausdruck, als er sagte, die Amerikaner haben einen 
Fehler gemacht: Sie haben einen Krieg im Irak angefangen 
und auch hier in Bochum. Hier werden sie verlieren. Einige 
Arbeiter sagten in Diskussionen, dass das amerikanische 
Management Schuld sei und mit einem deutschen Manage­
ment wäre alles anders oder besser. Dann haben wir über 
Daimler und Siemens gesprochen. Es gibt keine guten deut­
schen Kapitalisten. Daimler hat in den USA viele Arbeits­
plätze abgebaut. Die Arbeiter sollten sich nicht entlang na­
tionalistischer Linien spalten lassen. 

Zur SPD gab es verschiedene Reaktionen. Einige Arbei­
ter waren weiterhin loyal der SPD gegenüber, aber viele hat­
ten wegen der Agenda 2010 und Hartz IV die Nase voll von 
der SPD. Viele Diskussionen gab es auch über das Opel­
Werk im polnischen Gliwice. Offen antipolnischen Chauvi­
nismus haben wir nicht gehört, aber es gab schon eine Stim­
mung: "Wir können mit den Löhnen dort nicht mithalten." 
Warum auch? Die Arbeiter in Deutschland müssen den 
Arbeitern in Polen helfen, menschenwürdige Löhne und Ar­
beitsbedingungen zu erkämpfen, gegen die von der Konter­
revolution voll entfesselte kapitalistische Profitgier. Dafür 
brauchen wir eine revolutionäre Partei, basierend auf einem 
Programm für internationalistischen Klassenkampf. Letzten 
Endes kann nur eine geplante Wirtschaft unter der Kontrol­
le der Arbeiterklasse die schreienden ökonomischen und 
sozialen Unterschiede zwischen den verschiedenen Ländern 
beseitigen. 

Wir sprachen auch die Notwendigkeit, für volle 
Staatsbürgerechte für alle Immigranten zu kämpfen, offen­
siv an. Zuerst haben viele Arbeiter nicht verstanden, was das 
mit dem Streik zu tun hat. Aber in den Diskussionen konn­
ten wir dann klar machen, dass die chauvinistischen Arbeits­
verbote gegen osteuropäische Arbeiter und die 0 einge­
schränkten "Arbeitserlaubnisse" den deutschen Bossen ein 
rechtloses, der Superausbeutung viel mehr ausgeliefertes, 
"illegales" Proletariat verschaffen, mit dem die Bedingun­
gen am untersten Ende der Lohnskala weiter verschärft 
werden. Sie spalten die Arbeiterklasse und erschweren es, 
dass sich die Arbeiter über die ethnischen Linien hinweg 
hier gegen die Bosse zusammenschließen. Dagegen ist der 
Kampf für gleiche Rechte für alle, die hier leben und/oder 
arbeiten, unerlässlich. 

Wir gaben jedem Käufer von Spartakist auch unser Extra 
"Revolution vs. Konterrevolution in Deutschland 1989/90" 
über unseren Kampf gegen die kapitalistische Wieder­
vereinigung und für ein rotes Rätedeutschland. Die kapita­
listische Wiedervereinigung war eine große Niederlage für 
die Arbeiterklasse und alle Unterdrückten. Als Folge der 
kapitalistischen Wiedervereinigung gibt es ständig Angriffe 
auf die Arbeiterklasse und Massenentlassungen. 

Die Frage des Kampfes für eine klassenkämpferische 
Gewerkschaftsführung und die Rolle der SPD, die Arbeiter­
klasse an den Kapitalismus zu binden, machten wir bei den 
meisten Diskussionen zu einem zentralen Thema. Die Ar­
beiter waren offen dafür, da 'ihr Streik von der Sozialdemo­
kratie bekämpft wurde. Sie konnten den Verrat sehr konkret 
fühlen. 

Am 19. Oktober gab es eine große Demo im Rahmen des 
europäischen Aktionstags, der offiziell von der IG Metall 
organisiert war. An der Demo nahmen ca. 20000 Leute teil. 
Hauptsächlich demonstrierten die Opel-Arbeiter, aber auch 
einige hundert Mitglieder der IG Bergbau, Chemie und 

SPARTAKIST 

Energie sowie Teile der Bochumer Bevölkerung, die sich mit 
den Opel-Arbeitern solidarisierten. Vor Betrieben und 
Läden entlaqg der Demoroute zeigten die dort Beschäftig­
ten ihre Unterstützung. Während der Demo gab es das Ge­
rücht, dass nach der Demo wieder gearbeitet werden soll, 
wie es die IG-Metall-Führung gerne gehabt hätte. Viele Ar­
beiter sind noch während der Demo schnell zum Betrieb zu­
rück, da sie besorgt waren, die Abwesenheit eines großen 
Teils der Streikenden könnte dazu benutzt werden, den 
Streik zu brechen. Ein Arbeiter sagte, dies sei eigentlich 
nicht ihre Demo, da sie von der Gewerkschaftsführung, die 
den Streik überhaupt nicht unterstützt, organisiert war. Der 
Streik blieb solide. Die Spätschicht hatte entschieden, 
weiter zu streiken. 

Am selben Abend demonstrierte die faschistische NPD 
am Bochumer Bahnhof. Ca. 60 Nazis konnten, von einem 
massiven Polizeiaufgebot geschützt, demonstrieren und ih-

o ren rassistischen Dreck lautstark in Bochum verbreiten. Die 
Gegendemo war leider nur sehr klein und unorganisiert. Ei­
ne erfolgreiche Mobilisierung der multi ethnischen Opel-Ar­
beiter, um diesen Nazi-Aufmarsch zu verhindern, wäre ein 
großer Schritt vorwärts gewesen. Der Streik wäre dadurch 
gestärkt worden und über die Grenzen eines gewerkschaftli­
chen Kampfes hinausgegangen. 

Später am Abend des 19. Oktober wurde bekannt, dass es 
am 20. Oktober eine Betriebsversammlung geben soll, um 
darüber abzustimmen, ob der Streik fortgesetzt oder been­
det wird. Nachdem es der Betriebsrats- und der Gewerk­
schaftsführung nicht gelungen war, den Streik nach der De­
mo zu beenden, war dies nun ein erneuter Versuch den 
Streik abzuwürgen. Bisher hatten immer die aktiven Arbei­
ter entschieden und jetzt wurden alle Beschäftigten, ein­
schließlich der leitenden Angestellten, befragt und die Bos­
se waren auch anwesend. 

Die Betriebsversammlung fand um 11.00 Uhr in der 
Bochumer Kongresshalle statt. In Diskussionen vor der Ver­
sammlung sagte ein Arbeiter, die Versammlung könne be­
nutzt werden, um jetzt die geschwächten Streikposten zu 
überrumpeln. Vor jedem Tor blieb nur ein Posten zurück. Er 
befürchtete auch, falls es ein Votum für die Fortsetzung des 
Streiks geben würde, dann könnte es sein, dass die Polizei in 
Abwesenheit der Streikenden das Gelände besetzen würde, 
um dann die Streikbrecher reinzuholen. 

Die Versammlung war für viele Arbeiter ein Hohn. Es 
gab nur eine Frage zur Abstimmung und die lautete: "Soll 
der Betriebsrat die Verhandlung mit der Geschäftsleitung 
weiterführen und die Arbeit wieder aufgenommen werden? 
Ja oder Nein?" 6463 Stimmen wurden abgegeben, 4647 
Stimmen waren dafür und 1759 dagegen. Das Werk hat aber 
insgesamt 9600 Beschäftigte, viele waren also gar nicht erst 
gekommen. 

Durch die Fragestellung fühlten sich viele Arbeiter ver­
arscht. Ca. 750 Arbeiter verließen vor der Abstimmung den 
Saal bzw. schmissen den Stimmzettel weg. Reden gab es nur 
vom BR-Vorsitzenden Hahn und vom Bochumer IGM­
Vorsitzenden Hinse, die beide gegen den Streik waren. Es 
wurde keine Diskussion zugelassen, obwohl 20 Arbeiter mit 
einem Banner nach vorne gingen und reden wollten. Angeb­
lich war dafür keine Zeit, da die Kongresshalle nur begrenz­
te Zeit zur Verfügung stand. Tatsächlich war dies nicht der 
Fall, die Halle stand den ganzen Tag zur Verfügung. Der 
Grund für die Eile war, dass der BR dem Management be­
reits vor der Versammlung zugesichert hatte, dass die Spät­
schicht wieder arbeiten wird. Nach der Bekanntgabe des 
Abstimmungsergebnisses verließen die Arbeiter fluchtartig 
die Kongresshalle, die Enttäuschung war vielen anzusehen. 
Wir fuhren dann zum Tor 1. Dort wurden die Sperren weg­
geräumt, die Gabelstapler weggefahren, die Banner entfernt 
und die Spätschicht nahm die Arbeit wieder auf.. 
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Lehren des Opel-Streiks: 

Für ei'ne klassenkämpferische 
Gewerkschaftsführung ! 

Nachfolgend drucken wir ein Spartakist-Flugblatt vom 1. No­
vember 2004 ab. 

Die Arbeiter von Opel Bochum haben auf die von den 
GM-Bossen angedrohten Massenentlassungen und Werk­
schließungen machtvoll reagiert mit einem Streik und der 
Besetzung der Tore, so dass an die anderen europäischen 
GM-Fabriken keine Teile mehr ausgeliefert werden konn­
ten. Die IG-Metall-Führung agitierte von Anbeginn für den 
Abbruch des Streiks und viele Arbeiter waren verunsichert, 
weil sie gegen ihre Führung streikten. Gleichzeitig brachten 
bürokratische Manöver des Betriebsrats und der IG-Metall­
Führung bei der Opel-Betriebsversammlung die Führung 
des Streiks zum Schweigen. Eine Ausweitung des Streiks war 
enorm wichtig, damit er gewinnen konnte. Notwendig war, 
alle GM-Fabriken dicht zu machen. Aber nicht nur bei GM. 
Ver.di und transnet hätten Solidaritätsstreiks von Last­
wagenfahrern, Hafen- und Bahnarbeitern organisieren müs­
sen, so dass keine Autos und keine Teile für andere GM­
Fabriken transportiert werden konnten. 

Den Arbeitern bei VW wird jetzt mit Massenentlassun­
gen von 30000 gedroht und es sollen 30 Prozent der Lohn­
kosten eingespart werden, wogegen erste Warnstreiks statt­
fanden. Gegen die zunehmenden Angriffe ist gemeinsamer 
internationaler Klassenkampf notwendig, statt "Friedens­
pflicht" und verräterische "Sozialpartnerschaft" , die von der 
sozialdemokratischen Gewerkschaftsführung gepredigt wird. 
Notwendig ist der Bruch mit der Politik der Klassenzusam­
menarbeit, die von Gewerkschaftsbürokraten betrieben 
wird, die mit der SPD-Regierung und den Bossen unter 
einer Decke stecken. Die Angriffe kann nur eine Führung 
zurückschlagen, die nicht bereit ist, die Interessen der 
Arbeiter ihren imperialistischen Herrschern unterzuordnen. 
Für eine klassenkämpferische Gewerkschaftsführung! Im 
nächsten Kampf müssen gewählte Streikkomitees an die 
Stelle der Gewerkschaftsbürokraten treten! Für Streikpos­
tenketten, die niemand überquert! Für gewerkschaftliche 
Ordnertrupps, die die Streikposten gegen Streikbrecher und 
die professionellen Streikbrecher der Polizei verteidigen! 
Wenn mit Werkschließungen gedroht wird, dann müssen die 
Betriebe besetzt werden, was die Frage stellt, welche Klasse 
herrscht! Die Arbeiter können nicht gewinnen, wenn nach 
den Regeln der Bosse gespielt wird. 

Der Streik bei Opel hat einen Geschmack gegeben von 
der potenziellen ökonomischen Macht der Arbeiterklasse. 
Jetzt geht es darum, die politischen Lehren zu ziehen. Die 
prokapitalistischen Gewerkschaftsführungen denken, dass 
die Gewerkschaften ihnen gehören. Wir brauchen einen 
politischen Kampf gegen die sozialdemokratischen Ausver­
käufer. Für eine klassenkämpferische Führung, die die 

Kämpfe führt in dem Bewusstsein, dass die Manager und 
Besitzer der Fabriken keine Partner· sind, sondern unsere 
Feinde, egal ob sie Deutsche oder Amerikaner sind oder 
sonst wo herkommen. Dagegen wird aber von Gewerk­
schaftsbürokraten und auch von "Linken" deutscher Natio­
nalismus betrieben, wie von der PDS-nahen jungen Welt 
(19. Oktober), die den Ersten Bevollmächtigten der IG Me­
tall Bochum, Ludger Hinse, zitiert: "Dies ist ein gutes Zei­
chen von Europa nach Amerika, dass das ,alte Europa' sich 
nicht alles gefallen lässt." Die nationalistische Logik 
dahinter ist, dass deutsche Kapitalisten besser seien als ame­
rikanische. Was aber ist mit den deutschen Kapitalisten wie 
z. B. DaimlerChrysler, die auf dem amerikanischen Konti­
nent nach der Übernahme von Chrysler durch Mercedes 
26000 Arbeiter feuerten oder die in Argentinien mit den 
Militärs kooperierten und in den 70er-Jahren Gewerk­
schafter an das brutale Militärregime auslieferten? Nieder 
mit der nationalistischen Ideologie vom "Standort Deutsch­
land", die die Arbeiter an ihre Unterdrücker kettet! Für in­
ternationale Solidarität mit den Klassenbrüdern und 
-schwestern in Polen, der Türkei, Schweden, den USA usw. 
Polnische und andere Arbeiter aus osteuropäischen EU­
Ländern werden rassistisch diskriminiert, da ihnen eine 
rechtmäßige Arbeitsaufnahme hier verweigert wird. Sie wer­
den rechtlos gemacht, um sie noch mehr ausbeuten zu kön­
nen und ihnen die Beteiligung an den Streiks und Kämpfen 
hier unmöglich zu machen. Die Gewerkschaften müssen alle 
Arbeiter organisieren, egal woher sie kommen und welchen 
Status sie haben. Nieder mit der rassistischen Festung 
Europa! Für die Vereinigten Sozialistischen Staaten von 
Europa! 

Brecht mit der Sozialdemokratie, 
ob SPO oder POS! 

Der Streik bei Opel Bochum hat gezeigt: Die Arbeiter­
klasse braucht keine neue sozialdemokratische Partei wie die 
Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit! Die Arbei­
terklasse braucht eine Partei in der Tradition von Lenin, Lieb­
knecht, Luxemburg und Trotzki, die nicht den Kapitalismus 
verwalten will, sondern dafür kämpft, das Eigentum den Bos­
sen zu entreißen und die Kontrolle über die Industrie, die 
Banken und den Transport zu übernehmen. Wir brauchen ei­
ne Partei, die dafür kämpft, die Arbeiter zum Sturz des Kapi­
tals, zur Enteignung der Industrie zu organisieren, und die 
die Gesellschaft von neuem in Gang setzt im Interesse von al­
len Arbeitern und Unterdrückten. 

Die Gewerkschaftsführung und die Sozialdemokratie 
arbeiteten hart daran, den Streik zu isolieren und zu 

Fortgesetzt auf Seite 10 

• Keine Entlassungen, Werkschließungen, Lohnraub oder Maßregelungen! 
• Volle StaatSbürgerrechte für alle Immigranten! 
• Für eine Arbeiterregierung, die die Kapitalisten enteignet! 
• Brecht mit der Sozialdemokratie, ob SPO oder POS! 
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Opel ... 
Fortsetzung von Seite 9 

beenden. Sobald der Streik in anderen Werken Wirkung zu 
zeigen drohte, griff man zu einer breiten Diffamierungskam­
pagne gegen "Extremisten". Arbeitern in Bochum wurde von 
den Bossen mit fristloser Kündigung gedroht. IG-Metall­
Boss Hinse hetzte im Tagesspiegel (19. Oktober), die MLPD 
habe der "ahnungslosen Weltpresse Interviews gegeben", 
und die Frankfurter Rundschau assistierte: "Im Betriebsrat 
beschwert man sich intern über ,Spaltungsversuche' von 
,KPD-Leuten"'. Tatsächlich sind es Gewerkschaftsbürokra­
ten wie Hinse und Gesamtbetriebsratsbonze Klaus Franz, 
die die Einheit der Arbeiter im Kampf spalteten, indem sie 
z. B. die Rüsselsheimer Arbeiter nicht in den Kampf führten 
und den Streik insgesamt hintertrieben. Schluss mit der anti­
kommunistischen Hetze gegen kämpferische Arbeiter und 
Führer des Streiks! Ein Betriebsrat und ein Arbeiter der 
Endrnontage bei Opel Bochum wurden fristlos entlassen, 
weil sie andere Arbeiter aufforderten mit zu streiken. Keine 
Maßregelungen gegen Streikführer und Arbeiter! Weg mit 
den fristlosen Entlassungen! Ein Angriff auf einen ist ein An­
griff auf alle! Spendet für die bedrohten Arbeiter! Spenden­
konten: "Solidaritätskreis Opel", Sparkasse Bochum, BLZ 
43050001, Konto-Nr. 7416340 oder "Sonderkonto Beleg­
schaft Opel Bochum", Degussa-Bank, BLZ 50010700, Kon­
to-Nr. 23 54 48. 

Die reformistische MLPD spielte tatsächlich eine Rolle 
bei dem Kampf und hat zum Teil das Vertrauen der Arbeiter 
gewonnen, weil sie als kämpferische Gewerkschafter aner­
kannt werden. Die MLPD kritisiert aber im Grunde nicht die 
existierende Gewerkschaftsführung und die Sozialdemo­
kratie, da sie, wie es der MLPD-Vorsitzende Stefan Engel in 
Bochum am 21. Oktober rechtfertigte, die Einheit mit den 
sozialdemokratischen Arbeitern im Kampf nicht gefährden 
wolle. In einem Streik oder einer anderen Aktion will man 
die breitest mögliche Einheit der Arbeiter in der Aktion er­
reichen; das kann aber nicht mit einem unkritischen Schwei­
gen über die Führung erreicht werden, die gerade versucht, 
die Arbeiterklasse zu spalten, weil sie die Einheit mit den 
Kapitalisten sucht und der kapitalistischen SPD/Grünen­
Regierung verpflichtet ist. Im Sommer hatte die MLPD über 
den Kampf bei DaimlerChrysler sogar der Gewerkschafts­
führung Rückendeckung gegeben, als die MLPD-nahe 
Betriebszeitung Die Stoßstange schrieb: ,,Mit der Einführung 
der 40-Stunden-Woche als Regelarbeitszeit in Sindeljingen sind 
sie nicht durchgekommen! Dieser Erfolg ist nicht hoch genug 
einzuschätzen" ("Ein zukunftsweisender Kampf - Arbeiter­
bewegung gestärkt", 27. Juli). Was der Daimler-Abschluss 
tatsächlich bedeutet: Neu eingestellte Arbeiter bekommen 
wesentlich weniger Lohn, das Küchenpersonal - hauptsäch­
lich Frauen - und andere, von denen viele Immigranten sind, 
müssen länger arbeiten ohne Lohnausgleich, während die 
machtvollen Produktionsarbeiter noch weitgehend ver­
schont wurden. Die Arbeiterklasse wurde also weiter gespal­
ten in Junge und Alte, Frauen und Männer, Immigranten 
und Deutsche. Letztlich sind die Bosse mit allen ihren For­
derungen durchgekommen. Wer Niederlagen. beschönigt 
und der Arbeiterklasse nicht die Wahrheit sagt, der wird die 
Arbeiter nicht zum Sieg führen können. 

Die Angriffe der Kapitalisten finden statt vor dem Hin­
tergrund der Massenarbeitslosigkeit in der früheren DDR 
und den anderen ehemaligen deformierten Arbeiterstaaten 
Osteuropas und der Sowjetunion. Die Konterrevolution in 
der DDR, die auch von der MLPD enthusiastisch begrüßt 
wurde, war der entscheidende Angriff auf die Errungen­
schaften der Arbeiterklasse. Wir Spartakisten verteidigten 
die geplante Wirtschaft der DDR und der anderen Arbeiter­
staaten als den einzigen Weg gegen Massenarbeitslosigkeit 

SPARTAKIST 

und Verelendung der Arbeiterklasse. Um diese effektiv zu 
machen, brauchte es den Sturz der stalinistischen Bürokra­
tie und deren Ersetzung durch in Fabriken und Kasernen 
gewählte Arbeiter- und Soldatenräte und die Ausweitung 
der Planwirtschaft auf die hoch entwickelten kapitalisti~ 
schen Länder. Wir kämpften für die revolutionäre Wieder­
vereinigung Deutschlands durch eine politische Revolution 
im Osten und eine sozialistische Revolution im Westen! 

Die Kapitalisten versuchen mit Hilfe ihrer SPD-geführten 
Regierung die Profitrate zu erhöhen, um mit dem US-Impe­
rialismus konkurrieren zu können. Und zwar letztendlich 
auch militärisch; deshalb schwätzt SPD-Kriegsminister 
Struck davon, Deutschland am Hindukusch zu verteidigen. 
Der deutsche Imperialismus ist zurzeit nur schwächer, aber 
keineswegs friedliebender als sein US-Rivale. Bundeswehr 
raus aus dem Balkan und Afghanistan! Um das Geld dafür zu 
haben, müssen die Errungenschaften der Arbeiter, die in 
Klassenkämpfen durchgesetzt wurden, zerstört werden. Ein 
siegreicher Streik kann das Signal dafür sein, die ganzen An­
griffe der SPD/Grünen-Regierung - von den Hartz-Gesetzen 
über Agenda 2010, den "Krieg gegen Terror", welcher sich 
gegen Immigranten richtet, bis zu den Angriffen auf die Ge­
werkschaften, Tariflöhne usw. - zurückzuschlagen. Frauen 
und Immigranten haben eine wichtige Rolle in diesem Kampf 
gespielt. Immigranten, ihren Familien und Kindern droht mit 
der Einführung der Hartz-Gesetze bei längerer Arbeitslosig­
keit der Verlust der unbeschränkten Aufenthaltserlaubnis, 
und Arbeiter, die Jahrzehnte hier gearbeitet haben, und ihre 
hier geborenen Kinder werden dann von Abschiebungen 
bedroht. Volle Staatsbürgerrechte für alle Immigranten! Noch 
mehr Frauen droht die verstärkte Abhängigkeit von Mann 
und Familie, wenn sie ihre Arbeit verlieren. Dagegen muss 
die Arbeiterbewegung kämpfen: Für kostenlose Kinder­
betreuung rund um die Uhr! Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit! Für Frauenbejreiung durch sozialistische Revolution! 

Nazis starteten am 19. Oktober in Bochum eine Provo­
kation und versuchten ihr rassistisches, mörderisches Gift zu 
verbreiten. Sie werden mehr Zulauf bekommen, wenn die 
Angriffe der Kapitalisten nicht durch Klassenkampf zurück­
geschlagen werden. Für Arbeiter/Immigrantenmobilisie­
rung, um die Nazis von den Straßen zu fegen! 

Die lang anhaltende Massenarbeitslosigkeit, besonders 
im Osten, ist der Hebel, mit dem die Kapitalisten glauben die 
Errungenschaften der Arbeiterklasse zurückschrauben lind 
die Ausbeutung erhöhen zu können. Dagegen muss es einen 
Kampf geben, für 30 Stunden Arbeit für 40 Stunden Lohn! 
Ein Kampf für die Verteilung der vorhandenen Arbeit auf al­
le Hände ohne Lohneinbußen; ein Kampf für eine kürzere 
Arbeitswoche und eine gleitende Skala der Löhne und der 
Arbeitszeit. Diese berechtigten und notwendigen Forderun­
gen stellen die Frage, welche Klasse herrscht. Arbeit für alle 
und ein Leben ohne Hunger, Krieg und Unterdrückung sind 
im Kapitalismus nicht zu realisieren. Der Revolutionär So­
zialistische Bun<;i (RSB) verteilte in Bochum ein Flugblatt, in 
dem er sich auf die Verfassung von Nordrhein-Westfalen be­
ruft, um die Enteignung von Opel zu fordern. Das soll dann 
wohl die dort regierende arbeiterfeindliche Koalition aus 
SPD und Grünen durchsetzen. Die Vorstellung allein ist lä­
cherlich, aber auf solchen Wegen werden immer wieder 
Illusionen in die Reformierbarkeit des Kapitalismus ge­
schürt. Was stattdessen gebraucht wird, ist revolutionärer 
Klassenkampf für eine Arbeiterregierung, die alle Kapitalis­
ten enteignet. Nur eine geplante Wirtschaft auf internationa­
ler Grundlage und Arbeiterstaaten auf der Grundlage von 
Arbeiterräten können mit der kapitalistischen Anarchie, die 
zwangsläufig Krieg, Massenarbeitslosigkeit und Elend für 
die arbeitenden Massen mit sich bringt, Schluss machen. Für 
eine revolutionäre multiethnische Arbeiterpartei, die die 
Arbeiterklasse an die Macht führen kann!. 
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Offene Uni Berlin ... 
Fortsetzung von Seite 4 

zwei Wochen später, am 3. Juli 2003, mussten wir unsere 
Veranstaltung verlegen, weil die "Anti deutschen" eine 
Rauchbombe gegen uns einsetzten. 

Dass ihr Vorwurf, wir seien "undemokratisch", blanker 
Hohn war, bewiesen die Plenumsleiter, als unsere Genossen 
eine Abstimmung verlangten: "NEIN! Hier wird nicht abge­
stimmt, hier herrscht Konsensprinzip! Wenn einer was dage­
gen hat, ist es abgelehnt!" Ihr zutiefst undemokratisches 
Konsensprinzip haben sie sich wohl beim UN-Sicherheitsrat 
abgeguckt: Wenn der US-Imperialismus was dagegen hat, 
gibt's halt keine Israel-kritische Resolution! Die Aktivisten 
der OUBS sollten auch nicht vergessen, dass die "Antideut­
schen" den Uni-Streik letzten Winter - aus dem die OUBS 
entstanden ist - als "antisemitisch" verunglimpften. Zum 
Beispiel weigerte sich die Gruppe "liberte toujours" (die ih­
re Postadresse beim RefRat hat) während ihrer Theken­
Schicht im Krähenfuß, Kaffee an Streikposten auszu­
schenken. Im Gegensatz zu diesen Saboteuren haben wir 
zusammen mit vielen anderen Linken und vorher nicht poli­
tisch aktiven Studenten versucht, den Streik durchzusetzen 
und zu verteidigen. Das Selbstverständnis der OUBS ist ein­
deutig: "Jede und jeder kann mitmachen, es bestehen keine 
Zugangsbeschränkungen" (Alternatives Veranstaltungsver­
zeichnis Winter 04/05). Wir fordern alle Aktivisten, Gruppen 
und AGs der DURS auf, sich gegen die politische Zensur der 
selbst ernannten Chefs zu stellen und sich für unser Recht aus­
zusprechen, einen Raum für unsere zweiwöchentliche Veran­
staltungsreihe zu erhalten! Öffnet die Offene Uni!. 

Arbeiterpressekorrespondenz ... 
Fortsetzung von Seite 2 

Wir Trotzkisten standen von Anfang an in einem politi­
schen Kampf mit dem abdankenden stalinistischen Regime 
über die Zukunft der DDR. Während wir eine Regierung 
von Arbeiterräten forderten, handelten die Stalinisten 
bewusst, um einen Arbeiteraufstand zu verhindern. Unser 
wachsender politischer Einfluss führte zu der Treptower 
Demonstration am 3. Januar 1990 in Berlin. 250000 pro­
sowjetische Demonstranten kamen auf die Straße gegen die 
faschistische Schändung des sowjetischen Ehrenmals, die 
historisch bedeutendste Mobilisierung, die unsere inter­
nationale Tendenz je initiiert hat. Der deutsche Imperia­
lismus und sein Trojanisches Pferd der Konterrevolution, 
die SPD, reagierten auf Treptow mit einer wütenden 
Kampagne, und Gorbatschow gab Kohl grünes Licht. Vor 
dieser Kampagne fiel die SED-PDS schnell auf die Knie. 

Trotzki bemerkte in Lehren des Oktober, wenn die Russi­
sche Revolution nicht gesiegt hätte, hätten danach die Ge­
schichtsbücher "bewiesen", dass eine Revolution niemals 
möglich war. Genau das passierte unmittelbar nach der 
Konterrevolution in der DDR, unterstützt von der gesamten 
Pseudolinken, die im Fahrwasser der Sozialdemokratie oder 
der Stalinisten die Konterrevolution mehr oder weniger 
unterstützt hatten. Aber wir betonen - undA1prekOlT illust­
riert dies lebendig: 1989/90 ging es um die Revolution in 
Deutschland und unsere Partei intervenierte, um diese 
Revolution zu führen! 

Als Einführung drucken wir ein Referat ab, das Genosse 
Steffen Singer, Redakteur des Spartakist, Anfang 2000 auf 
Veranstaltungen unserer Genossen der Spartacist League/ 
U.S. in New York, Chicago und San Francisco hielt. Das 
Spartakist-Extra vom April 2000 "Revolution vs. Konter­
revolution in Deutschland 1989/90" gibt eine gute Zu­
sammenfassung unserer Intervention. Die Losungen auf der 
Titelseite des Extras waren Diskussionspunkt auf unserer 

Veranstaltungsreihe 
der Spartakist-Jugend Berlin 

Dienstag, 11. Januar, 18.30 Uhr 

Lenin und Luxemburg lehrten es: 
Brecht mit SPO und POS! 

Dienstag, 25. Januar, 18.30 Uhr 

Proletarische Strategien 
gegen den Faschismus 

Dienstag, 8. Februar, 18.30 Uhr 

Nieder mit der neokolonialen 
Besetzung des Irak! 

Treff im Foyer des TU-Mathegebäudes, 
Straße des 17. Juni, 136 

(U Ernst-Reuter-Platz, STiergarten) 

Kontakt: (030) 4439400 
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Vierten Internationalen Konferenz Ende 2003. Der fol­
gende Zusatzantrag zum Konferenzdokument wurde an­
genommen: 

"Es ist nicht korrekt, zu sagen: ,Die PDS führte die 
Konterrevolution in der DDR', und: ,Wir waren die revo­
lutionäre Führung' in der keimenden politischen Revo­
lution in der DDR 1989/90. Folgende Formulierungen 
sind besser: ,Wir waren der einzige Anwärter auf die 
revolutionäre Führung der Arbeiterklasse in der revolu­
tionären Situation in der DDR 1989/90. Wir können stolz 
sein auf unseren Kampf um die revolutionäre Führung.' 
Und: ,Als der Kreml die DDR an den westdeutschen Ka­
pitalismus ausverkaufte, fügten sich die SED-PDS-Spit­
zen dem Verrat und wurden zur PDS.'" (Spartacist, deut­
sche Ausgabe Nr. 24, Sommer 2004) 
Im Anhang dokumentieren wir den Offenen Brief der 

SpAD an die aus den Volkskammerwahlen im März 1990 
hervorgegangene "Regierung der DDR", die direkt im Auf­
trag der westdeutschen Imperialisten agierte. Und wir doku­
mentieren unseren Klassenkampf-Wahlkampf "Für Arbei­
terwiderstand gegen das Vierte Reich!" gegen die Folgen 
der kapitalistischen Wiedervereinigung bei den Bundes­
tagswahlen im Dezember 1990 .• 

Besucht 
die 
Website 
der IKU 
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Nachstehend folgt der 
zweite und letzte Teil ei­
nes leicht redigierten 
Vortrags des Spartacist­
Referenten Adrian Orte­
ga auf einer öffentlichen 
Schulung der Spartacist 
League/U S. und des 
Spartacus Youth Club 
am 3. April in New York 
City - Übersetzung aus 
Workers Vanguard Nr. 
829 vom 9. Juli 2004. 
Teil 1 dieses Vortrages er­
schien in Spartakist Nr. 
156, Herbst 2004. 

Augusti Centelles 

und ohne zu wissen, 
was sie diskutieren 
würden oder welche 
Bedeutung die ange­
nommenen Beschlüs­
se haben würden." 

Angesichts des in 
den Milizen organisier­
ten bewaffneten Prole­
tariats und des überaus 
schnellen Anwachsens 
der Zahl der Arbeiter­
komitees fürchteten 
die Kapitalisten eine 

Linke Milizionäre gegen Franeos Kräfte an der Aragon-Front 1937 

Die CNT- und 
FAI-Bürokratien, ein­
mal an der Macht der 
Bourgeoisie beteiligt, 
begannen jene Anar­
chisten zu verfolgen, 
die die korrupten Me­
thoden der Führung 
kritisierten. Zu jenen 
Anarchisten gehörte 
auch der Schriftsteller 
Jaime Balius, ein spä­
terer Führer der 
Gruppe Freunde Dur­
rutis, der im Dezem­
ber 1936 zusammen 
mit anderen Mit­
gliedern der Redak­

neuerliche Radikalisierung der Arbeiter wie im Juli. Im Sep­
tember 1936 ernannte Azaiia, um die Arbeiter zu be­
schwichtigen, ein neues Kabinett in seiner Regierung unter 

Teil zwei von zwei 
Beteiligung der PS OE [Sozialistische Arbeiterpartei] und 
der UGT [Allgemeine Arbeitergewerkschaft - den Sozialis­
ten angeschlossen], der PCE [die stalinistische Kommunisti­
sche Partei] und der Bourgeoisie. In Katalonien beteiligten 
sich die Anarchisten erstmals an der Regierung; und zwei 
Monate später tr~ten sie in die nationale Regierung ein. In 
Katalonien gehörte der Volksfrontregierung vier Monate 
lang auch die POUM [die zentristische Arbeiterpartei der 
Marxistischen Einheit] an. D. h. die spanischen linken Grup­
pen mit nennenswertem Einfluss in der Arbeiterklasse be­
siegelten ihr Bündnis mit der Bourgeoisie. 

Wie funktionierten die CNT [die anarchistische Nationa­
le Konföderation der Arbeit] und die FAI [der politische 
Arm der CNT] damals in ihrem Inneren 7 Miguel Amoras 
erklärt in seinem Buch La revoluci6n traicionada: La verda­
dera historia de Balius y Los Amigos de Durruti [Die verrate­
ne Revolution: Die wahre Geschichte von Balius und den 
Freunden Durrutis]: 

"Die Plena berücksichtigten die Gewerkschaftsversamm­
lungen nicht und ignorierten die Meinung der Milizen. 
Gegen jegliche Norm der Konföderation waren es die 
Komitees, die sich an sie wandten und die Tagesordnung 
ausarbeiteten, was den Delegierten nicht immer mitge­
teilt wurde. Die Delegierten nahmen ohne Mandat teil 

tion aus Solidaridad Obrera [Arbeitersolidarität - die 
Hauptzeitung der CNT] entfernt wurde. Soviel über "anti­
autoritäre Organisationen". 

Hier ein anderes Zitat: 
"Die Bakunisten waren gezwungen, sobald' sie einer 
ernsthaften revolutionären Lage gegenüberstanden, ihr 
ganzes bisheriges Programm über Bord zu werfen. Zuerst 
opferten sie die Lehre von der Pflicht der politischen und 
besonders der Wahlenthaltung. Dann folgte die Anar­
chie, die Abschaffung des Staats ... Dann ließen sie den 
Grundsatz fallen, daß die Arbeiter sich an keiner Revolu­
tion beteiligen dürften, die nicht die sofortige vollständi­
ge Emanzipation des Proletariats zum Zweck habe, und 
beteiligten sich an einer eingestandenermaßen rein bür­
gerlichen Bewegung. Endlich schlugen sie ihrem kaum 
erst proklamierten Glaubenssatz ins Gesicht: daß die Er­
richtung einer revolutionären Regierung nur eine neue 
Prellerei und ein neuer Verrat an der Arbeiterklasse sei -
indem sie ganz gemütlich in den Regierungsausschüssen 
der einzelnen Städte figurierten, und zwar fast überall als 
ohnmächtige, von den Bourgeois überstimmte und poli­
tisch exploitierte Minderzahl." 
Ist das Leo Trotzki 19367 Nein, es ist Friedrich Engels in 

einer Polemik gegen die spanischen Anarchisten von 1873! 
Anarchismus war und ist in seinem Kern auf Klassenkol­
laboration ausgerichtet und wird es immer sein. 

Doch nicht alle Anarchisten teilten 1936/37 in Spanien 
den Standpunkt der Klassenkollaboration, den die CNT­
FAI-Bürokratie einnahm. Die Gruppe der Freunde Durrutis 
organisierte sich in Opposition zu diesem Verrat. Bei dem 
Versuch, die gegen Francos rechtsgerichtete Reaktionäre 
auftretenden Kräfte besser miteinender zu verbinden, 
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begann die CNT-FAI in die "Militarisierung" der proletari­
schen Milizen im September 1937 einzuwilligen und sie um­
zusetzen. Das bedeutete, die Milizen dem Kommando einer 
zentralisierten bürgerlichen Armee zu unterstellen. Die Re­
publikaner ordneten die Militarisierung der Milizen an, und 
die sozialistischen und anarchistischen Minister in der 
Volksfront stimmten dafür. Die Mehrheit der Mitglieder der 
Freunde Durrutis rekrutierte sich aus den Tausenden von 
anarchistischen Militanten, die sich der Militarisierung nicht 
beugen wollten. Pablo Ruiz, der mit Buenaventura Durruti 
selbst an der Front gekämpft hatte, vertrat einen Flügel der 
Gruppe, und der prominente Schriftsteller Jaime Balius ei­
nen anderen. 

Die viertausend Mitglieder der Freunde Durrutis traten 
gegen die Politik der Klassenkollaboration der CNT-FAI auf 
und setzten ihr den Ruf nach Revolution entgegen. Sie 
verteidigten ihren Standpunkt, indem sie betonten, dass "al­
le Revolutionen totalitär sind". Sie erhoben den Ruf nach 
einer "revolutionären Junta" [Revolutionsrat]. Wie Amor6s 
meinte, war dies eine Variante des von der CNT, angesichts 
der offensichtlichen Unzulänglichkeit der Dezentralisierung 
der Milizen im Kampf gegen Franco, vertretenen Konzeptes 
eines "nationalen Verteidigungskomitees" . Die Freunde 
Durrutis waren CNT-Arbeiter und -Milizionäre, denen die 
Entwaffnung auf Befehl ihrer anarchistischen Führung be­
vorstand. Ihre Opposition gegenüber Klassenkollaboration 
war die empirische Schlussfolgerung aus ihrer unmittelba­
ren Erfahrung mit der aufgenötigten "Militarisierung" der 
Milizen. Doch dies widersprach nicht ihrer Mitgliedschaft in 
der CNT, da sie das anarchistische Ideal des libertären Kom­
munismus, einer Gesellschaft ohne Staat auf der Grundlage 
einer dezentralisierten von örtlichen Arbeiterkomitees ge­
leiteten Wirtschaft, immer noch für durchführbar hielten. 
Aber die politischen Positionen der Freunde Durrutis waren 
im Fluss, wie die der spanischen Anarchosyndikalisten, die 
Zeugen und Anhänger der Russischen Revolution von 1917 
wurden. Die Freunde Durrutis lernten aus dem negativen 
Beispiel der CNT; aber um sich ein revolutionäres Pro­
gramm vollständig zu Eigen zu machen, hatten sie zuerst mit 
ihren anarchistischen Vorurteilen gegenüber der leninisti­
schen Avantgardepartei und der Diktatur des Proletariats zu 
brechen. Diese Gelegenheit ergab sich im Mai 1937. 

Die Maitage von Barcelona 
Fast ein Jahr war nach den "Juliereignissen" in 

Barcelona vergangen, als die Regierung am 3. Mai 
1937 beschloss, das Gebäude der Telef6nica [Tele­
fonzentrale] den CNT-Arbeitern, die diese in eige­
ner Regie führten, zu entreißen. Sturmgarden unter 
dem Befehl des Stalinisten Rodriguez Salas fuhren 
vor dem Gebäude auf und befahlen den Arbeitern 
im Namen der Volksfront, es zu verlassen. Die Ar­
beiter leisteten Widerstand, und der Schusswechsel 
begann. Die Kunde von einem Angriff auf die Tele­
f6nica verbreitete sich wie ein Lauffeuer. Binnen 
vier Stunden wurde ein Generalstreik ausgerufen, 
und die Stadt versank in Straßenkämpfen, in deren 
Verlauf Arbeiter der CNT-FAI, der POUM-Linken 
und diesmal auch der Freunde Durrutis und der 
trotzkistischen Bolschewiki-Leninisten Barrikaden 
errichteten, wie während der "Juliereignisse". 

Die CNT-FAI-Führer und die Volksfrontregie­
rung schickten Garcia Oliver zusammen mit ande­
ren CNT-Bürokraten aus Valencia, um den Arbei­
tern zu befehlen, nach Hause zu gehen. Er forderte 

Links: Erste Ausgabe der 
Zeitung EI Amigo dei Pueblo 
(Freunde des Volkes) der 
linksanarchistischen Freun­
de Durrutis mit Bild von 
Buenaventura Durruti. Un­
ten: Ihr Flugblatt vom 5. Mai 
mit der Losung "revolutio­
näre Junta" schließt mit den 
Worten: "Lang lebe die so­
ziale Revolution! Nieder mit 
der Konterrevolution!" 
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Sturmgarden, weigerte sich aber, auch nur einen Schritt wei­
ter zu gehen. Die örtlichen Führungen der CNT und der 
POUM trafen sich an diesem Abend, doch die anarchisti­
sche Bürokratie verlangte lediglich die Entlassung von Salas 
und die Bildung einer neuen Regierung, um die Konfronta­
tion zu beenden. Doch die Arbeiter hatten eine andere Ta­
gesordnung, getrieben von ihrem Selbsterhaltungstrieb als 
Klasse. 

Am 4. Mai war Barcelona unter Kontrolle der Arbeiter, 
bis auf das Stadtzentrum, wo die Kämpfe bis zum Einbruch 
der Dunkelheit andauerten. Eine der ersten Abteilungen 
von Arbeitern der ersten Stunden dieses Abends waren 400 
Kämpfer der Freunde Durrutis, die die gesamte Allee Las 
Ramblas besetzten und in den umliegenden Gebieten pa­
trouillierten. Am gleichen Tag verteilten die Bolschewiki­
Leninisten Flugblätter an die Arbeiter auf den Barrikaden, 
die zu einem "Generalstreik in allen Industriezweigen, die 
nicht für den Krieg arbeiten", und zur "Bewaffnung der Ar­
beiterklasse" aufriefen. Die Arbeiter brauchten dringend 
eine Führung! 

Die Freunde Durrutis trafen sich mit dem Exekutivkomi­
tee der POUM und fanden sich offenbar mit der Position 
der POUM ab, dass die Bewegung angesichts des 

Fortgesetzt auf Seite 14 

die Arbeiter auf: "Stellt das Feuer ein; heißt die Madrid, 1939: Generalissimo Franeo nimmt die Siegesparade 
Sturmgarden willkommen!" Die POUM verteidigte ab. Volksfront bahnte dem Aufstieg der falangistischen Reak-
ihr Hauptquartier im Hotel Falcon gegen die ti on in Spanien den Weg . 
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kapitulantenhaften Handeins der CNT verloren sei. Beide 
einigten sich darauf, sich um Garantien gegen Racheakte zu 
bemühen, ehe die Arbeiter damit begannen, die Barrikaden 
zu verlassen. Doch am nächsten Tag gaben die Freunde Dur­
rutis ein Flugblatt heraus, das die CNT-FAI-Bürokratie in 
helle Aufregung versetzte, das zur Bildung einer revolutio­
nären Junta, zur Entwaffnung der bewaffneten Formationen 
(d. h. der Sturm- und Zivilgarden) und zur Vergesellschaf­
tung der Wirtschaft aufrief. Das Flugblatt wurde auf den 
Barrikaden mit großer Begeisterung aufgenommen. Zwei­
fellos hatten die Freunde Durrutis äußerst "autoritäre" Mit­
tel angewandt, um ihr Flugblatt inmitten eines General­
streiks gedruckt zu bekommen. Balius schildert die 
Begebenheit folgendermaßen: 

"Wir klopften an die Tür, bis der Besitzer [d<;!r Drucke­
rei] erschien, der nichts von alledem wissen wollte und es 
kategorisch ablehnte, die Druckerei zu öffnen. Ange­
sichts ,bewaffneter Gewalt' gab er sofort nach ... Noch 
vor Mitternacht ... konnten wir vier- bis fünftausend 
druckfrische Flugblätter mitnehmen." 
Noch am 5. Mai lehnte die lokale FAI-Bürokratie in 

Barcelona in einem weiteren schändlichen Akt des Verrats 
an der Arbeiterklasse eine Verstärkung durch Milizeinhei­
ten ab, die bereitstanden, die Front zu verlassen. Aber noch 
schlimmer, die CNT-Arbeiterkomitees begannen damit, die 
Barrikaden aufzugeben, und folgten so dem Aufruf der Spit­
zen der Bürokratie. 

Am 6. Mai trafen sich verschiedene anarchistische Grup­
pen einschließlich der Freunde Durrutis mit der POUM. 
Die POUM vertrat eine Minderheitsposition, die für die Bil­
dung eines "revolutionären Zentralkomitees" eintrat. Dies 
richtete sich gegen die lokalen Repräsentanten der anarchis­
tischen Komitees, die den Anordnungen ihrer nationalen 
Führung Folge leisteten und für den Rückzug von den Bar­
rikaden eintraten. 

Was war die Antwort der POUM? Hören wir, was ihr 
Führer Gorkin dazu sagt: 

"Aber wir konnten unsere Ansichten nicht durchsetzen. 
Es war der Repräsentant des Regionalkomitees [Nacio­
nal], der [bei den Arbeitern] Gehör fand ... Die Freunde 
Durrutis waren für eine CNT-FAI-POUM-Regierung. 
Aus taktischen Gründen griffen wir die Führung der 
CNT nicht an." (Zitiert in Amor6s, La revoluci6n traicio­
nada [Die verratene Revolution]) 
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Ich möchte hier ein paar Punkte hervorheben. In den 
Maitagen beging die CNT einen schändlichen und eindeuti­
gen Verrat an der Arbeiterklasse Barcelonas, als sie sich be­
reits für die Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie entschie­
den hatte. Die zentristische POUM wusste das, und anstatt 
dagegen zu kämpfen, steckte sie wie ein Vogel Strauß ihren 
Kopf in den Sand und wartete darauf, dass die CNT den Be­
fehl zur Demobilisierung geben würde. Die Freunde Durru­
tis dagegen riefen zur Bildung einer lokalen Junta gestützt 
auf CNT und POUM auf. Hätte es in dieser Situation eine au­
toritative revolutionäre Führung gegeben, hätte sie den Aufruf 
der Freunde Durrutis zur Bildung einer Junta aufgegriffen und 
diese erst in eine militärische Einheitsfront gegen die bürgerli­
chen Kräfte und die Stalinisten umgewandelt und dann in 
den Kern einer Arbeiterregierung zum Kampf gegen die Kon­
terrevolution auf Grundlage eines internationalistischen 
Programms. Sie hätte Unabhängigkeit für Marokko gefor­
dert, um Franeos Armee die Basis zu entziehen, und hätte 
die Arbeiter auf der anderen Seite der Pyrenäen dazu aufge­
rufen, ihrem Beispiel zu folgen. 

Nach dem Treffen vom 6. Mai schlug Balius vor, die CNT 
solle eine Kolonne in die Stadt Tarragona schicken, um 
Verstärkung nach Barcelona zu bringen. Wie vorherzusehen 
boykottierte die CNT-Bürokratie diesen Vorschlag. Amor6s 
erklärt: "Die Freunde Durrutis konnten nicht verstehen, 
weshalb die CNT-Komitees den Kampf eingestellt hatten, 
wo doch der Sieg so nahe war." Die Freunde Durrutis hatten 
nicht das Verständnis, das einem revolutionären Programm 
entspringt - die Erkenntnis, dass der Anarchismus in die 
Sackgasse führt und dass man mit der CNT politisch bre­
chen muss. Das zu vermitteln wäre die Aufgabe einer marxisti­
schen Avantgardepartei gewesen. 

Leider hatten die Bolschewiki-Leninisten nicht genug 
Zeit, in den wenigen Monaten ihres Bestehens im Pr9letari­
at Fuß zu fassen, und es fehlte ihnen an Autorität in der 
Arbeiterklasse. Doch die Macht ihres trotzkistischen 
Programms zeigt sich in der Tatsache, dass sie trotz ihrer 
geringen Zahl die ersten waren, die von den Stalinisten und 
bürgerlichen Reaktionären ins Visier genommen wurden, 
sobald das Proletariat besiegt und die Barrikaden niederge­
rissen worden waren. Vor den Maitagen halfen die Freunde 
Durrutis dabei, die Presse der Trotzkisten auf den Straßen 
zu verteilen, und stellten den Bolschewiki-Leninisten ihre 
Geschäftsräume zur Verfügung, damit sie ihre Versammlun­
gen organisieren konnten. Doch die Bolschewiki-Leninisten 
erreichten bei einem Treffen mit der Führung der Freunde 
Durrutis am 5. Mai nicht viel: 

"Jedes Mal, wenn das Wort Autorität fiel ... geriet Balius 
außer sich. Die Unterredung oder das Treffen endete, 
ohne die zugrunde liegenden wirklichen Probleme ange­
sprochen zu haben ... Für Balius, Carlini und andere -
nicht alle - war die richtige Position, den Kampf aus­
schließlich auf den Barrikaden fortzuführen, und so gin­
gen wir auseinander." 
Auf Befehl der CNT-FAI und angesichts der Unterwer­

fung der POUM wurden die Arbeiter schließlich demobili­
siert und geschlagen. Fünfhundert starben während der 
Maiereignisse und mehr als tausend wurden verwundet. 
Nach der Niederlage startete der Staat mit Hilfe der Stali­
nisten seine Verfolgungen, Verhaftungen und Morde an 
Trotzkisten und POUMisten (letztere unter der Anklage des 
"Trotzkismus"). Die anarchistische Bürokratie versuchte 
weiter, die Freunde Durrutis aus den Reihen der CNT aus­
zuschließen; inzwischen zensierte die Regierung die CNT­
Zeitung Solidaridad Obrera. Die Zeitung der POUM La Ba­
talla wurde verboten und ihr Hauptführer Andres Nin 
wurde, wie auch der Anarchistenführer Camilo Berneri, von 
den Stalinisten umgebracht. 
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Unter der Diktatur Franeos wurden 
300000 Arbeiter und Bauern ermordet und 
viele andere in Konzentrationslager einge­
sperrt. Alle Führer der Arbeiterklasse wur­
den liquidiert oder ausgewiesen, politische 
und gewerkschaftliche Gruppen und Ver­
bände wurden aufgelöst. Die Volksfrontre­
gierung ebnete dem Triumph Franeos 1939 
den Weg. Eine der größten revolutionären 
Gelegenheiten für das internationale Prole­
tariat war im Blut erstickt worden. 

WideWorld 

Anarchisten behaupten, die Freunde 
Durrutis hätten nie mit den Prinzipien des 
Anarchismus gebrochen. Leider haben sie 
Recht. Wie ihre Führer in der CNT ließen 
sie nicht von dem Glauben ab, eine klassen­
lose Gesellschaft könne einfach durch Wil­
lenskraft geschaffen werden; dass eine 
solche Gesellschaft ohne die vorherige Er­
richtung der Diktatur des Proletariats, eines 
zentralisierten demokratischen Arbeiter­
staates zur Unterdrückung der Kräfte der 
Konterrevolution, geschaffen werden kön­
ne. Der anarchistische Historiker Vernon 
Richards bringt in seinem Buch Lessons o[ 
the Spanish Revolution (1936-1939) [Lehren 

Leo Trotzki und die spanischen Bolschewiki-Leninisten kämpften 
gegen Volksfrontverrat, für Arbeiterrevolution in Spanien 

der Spanischen Revolution (1936-1939)] [zweite erweiterte 
Ausgabe, 1972] die letzte Konsequenz einer solchen idealis­
tischen Perspektive zum Ausdruck: 

"Wir glauben, dass mehr Wahrhaftigkeit, mehr Positives 
und mehr Revolutionäres darin liegt, sich dem Krieg zu 
widersetzen, als an ihm teilzunehmen; dass es zivilisierter 
und revolutionärer ist, das Recht eines Faschisten auf Le­
ben zu verteidigen, als die Tribunale zu unterstützen, die 
die rechtlichen Befugnisse haben, ihn zu erschießen; dass 
es wahrhafter ist, zu den Menschen aus dem Rinnstein 
heraus zu sprechen, als von den Regierungsbänken he­
rab; dass es auf lange Sicht vielversprechender ist, den 
Verstand durch Diskussion zu beeinflussen, als ihn durch 
Zwang zu formen." 

Marxisten dagegen verwerfen den falschen Gedanken 
der Anarchisten, der klassenlose Kommunismus sei einfach 
das Produkt einer psychologischen Erneuerung. Wir kämp­
fen für den Sturz des kapitalistischen Systems, um die Pro­
duktion auf einem so hohen Niveau zu organisieren, dass 
der Mangel zur Vergangenheit gehört. Erst dann können wir 
die materielle Basis für die Emanzipation der Menschheit 
von Ausbeutung, Krieg und Armut legen. Wir sagen anar­
chistischen Jugendlichen heute, was Trotzki dem internatio­
nalen Proletariat in Die Lehren des Oktober (1924) sagte: 
"Ohne die Partei, unter Umgehung der Partei, durch ein 
Surrogat der Partei kann die proletarische Revolution nie 
siegen." Das ist die Hauptlehre aus dem Spanischen Bürger­
krieg .• 
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Verteidigt Errungenschaften der '4ger Revolution und weitet sie aus! 

China: Tiananmen 1989 
und Arbeiterkämpfe heute 

AP Reuters 

Beijing, Mai 1989: Arbeiterkontingente beteiligen sich an Studentenmassenprotesten auf Tiananmen-Platz 

Im Folgenden veröffentlichen wir den leicht redigierten ersten 
Teil des Vortrags, den Keith Markin auf einer Diskussions­
veranstaltung der Spartacist League/U S. am 9. Oktober in 
Oakland, Kalifomien, hielt. 

Teil eins von zwei 
Eine der weltweit, insbesondere in China, am heißesten 

diskutierten Fragen ist die, ob China kapitalistisch oder 
sozialistisch ist. Die Bedeutung des Tiananmen-Aufstandes 
im Frühjahr 1989 ist ein weiteres Diskussionsthema in China. 
Was wird dort geschehen? Eines ist sicher: Die Situation dort 
ist nicht sehr stabil. Es gibt ein Buch mit dem passenden Titel 
One China, Many Paths [Ein China, viele Wege] mit Beiträgen 
von Intellektuellen aus China, das sich mit diesen Fragen 
befasst. Ich werde mich auf Artikel in diesem Buch beziehen. 

Chinas Wirtschaft wächst weiterhin. Es hat sich zum welt­
weit wichtigsten Stahlproduzenten entwickelt. Gleichzeitig 
gibt es eine wachsende Kluft sozialer Ungleichheit, die nur 
noch von wenigen Ländern übertroffen wird. Während es 
einige Leute gibt, die ein 30 OOO-Dollar-Autobar bezahlen 
können, lebt eine viel größere Anzahl in tiefster Armut, 
besonders auf dem Lande und im Westen Chinas. Die Wohl­
habenden, die an der Ost- und Südküste wohnen, haben 
Zugang zu den modernsten Annehmlichkeiten. 

Die Lüge vom Aufbau des "Sozialismus unter chinesi-

schen Vorzeichen" führte dazu, dass zwischen 1995 und 2002 
in China 15 Millionen Industriearbeitsplätze in Staatsbetrie­
ben verloren gingen. Prostitution schnellt in die Höhe und 
auf dem Lande werden immer mehr weibliche Kinder getö­
tet. Über 100 Millionen Menschen leben von weniger als 106 
Dollar im Jahr. Die Vereinigten Staaten bewirtschaften 
ungefähr 40 Prozent mehr landwirtschaftliche Anbaufläche 
als China, doch in China gibt es 100m al mehr landwirtschaft-
1iche Arbeitskräfte als in den USA. Und die USA haben 
mehr als sechsmal so viele Traktoren wie China. Diese 
schrecklichen Bedingungen haben mindestens 130 Millionen 
Chinesen vom Lande dazu gezwungen, zu Wanderarbeitern 
zu werden, die an der Ost- und Südküste nach Arbeit suchen. 

Die Arbeiter haben nicht mehr ihre "eiserne Reisschüs­
sel", die den Arbeitern in den Staatsbetrieben einen 
Arbeitsplatz und Sozialleistungen garantierte. Ein Journa­
list, der den Nordosten Chinas bereiste, wo Millionen von 
Arbeitern entlassen worden sind, erklärte, dass früher ein 
"durchschnittlicher Arbeiter - einfach aufgrund eines Em­
pfehlungsschreibens, damals so etwas wie eine gültige Kre­
ditkarte oder eine privilegierte Stellung - eine hervorragen­
de Krankenhausbehandlung bekommen konnte". Er sagt: 
"Dies ist für junge Leute [in China], die ihre Geschichte 
nicht kennen, so etwas wie eine Legende." 

Nachdem das stalinistische Regime 1989 den Tianan­
men-Aufstand niedergeschlagen hatte, wartete es ein paar 
Jahre, bevor es eine aggressivere Marktpolitik einleitete, wie 
zum Beispiel die Vermehrung der Freihandelszonen, wo ein 

Für proletarisch-politische Revolution! 
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Teil der stalinistischen Bürokratie als Arbeitskräftelieferant 
für die Imperialisten und die Offshore-Bourgeoisie fungiert. 
Doch das Proletariat und die Bauern waren alles andere als 
ruhig. Laut Polizeiberichten gab es von 1993 bis 1999 eine 
Zunahme der Proteste von ungefähr 8500 pro Jahr auf 
32000. Nach inoffiziellen chinesischen Berichten ist die Zahl 
der öffentlichen Proteste vermutlich in den letzten drei Jah­
ren ständig angestiegen. 

Im Frühjahr 2002 protestierten Tausende von Arbeitern 
der nordöstlichen Provinzen gegen· die massenhaften 
Entlassungen und das Ausbleiben der ausstehenden Lohn­
und Rentenzahlungen. Dieses Gebiet war einmal das indus­
trielle Kernland Chinas; es ist zur Rostschüssel geworden. 
Bei den Protesten wurden auf 
Bannern Losungen verkündet 
wie "Die Armee der Industrie­
arbeiter will leben!" und "Es ist 
ein Verbrechen, Renten zu un­
terschlagen!" 
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kämpft die Internationale Kommunistische Liga für die 
bedingungslose militärische Verteidigung Chinas gegen Im­
perialismus und Konterrevolution im Inneren. Zweitens, es 
gibt eine privilegierte Bürokratenkaste, die politisch über 
den Arbeiterstaat herrscht. Durch ihre Politik des "Markt­
sozialismus" bahnt die Bürokratie entweder einer kapitalis­
tischen Restauration oder einem neuen revolutionären Aus­
bruch den Weg. Was während des Tiananmen-Aufstandes 
geschah, zeigt, ebenso wie der gegenwärtige Klassenkampf 
in China, die Widersprüche des deformierten Arbeiterstaa­
tes und den Doppelcharakter der Bürokratie. Und drittens, 
die historische Aufgabe des chinesischen Proletariats ist der 
Aufbau einer revolutionären Partei - nicht ihres stalinisti-

World Journal 

Das Gespenst des Tianan­
men-Aufstandes wirft einen lan­
gen Schatten. Dies hat das herr­
schende Regime Hu Jintao/Wen 
Jiabao dazu veranlasst, sich ei­
nes "populistischeren" Stils zu 
befleißigen als sein Vorgänger, 
das technokratische Jiang-Ze­
min-Regime. Seitdem verspricht 
die Zentralregierung, im Nord­
osten zu investieren, um die Ar­
beiter zu beschwichtigen. Wo­
hin die Ereignisse in China 
führen, ist nicht von vorne her­
ein ausgemacht. Es wird durch 
sozialen Kampf entschieden. 

Peter Taaffe,· Führer der So­
cialist Party [in Deutschland So­
zialistische Alternative Voran 

Shenzhen, Oktober 2004: Arbeiter, beschäftigt bei Computime, einem Joint Ven­
ture zwischen Hongkong und dem Festland, protestieren vor der Fabrik gegen 
harte Arbeitsbedingungen und niedrige Bezahlung 

(SAV)], einer linken Gruppierung hauptsächlich in Britan­
nien, bemerkte zum 16. Kongress der Kommunistischen Par­
tei Chinas (KPCh) vor zwei Jahren: "China befindet sich auf 
dem Weg zur vollständigen Restauration des Kapitalismus, 
doch die herrschende Clique versucht das allmählich zu er­
reichen und unter Aufrechterhaitung ihrer repressiven auto­
ritären Herrschaft" (Socialist, 22. November 2002). Maois-
ten und Neo-Maoisten außerhalb Chinas die· 
Revolutionary Communist Party (RCP) [in Deutschland Re­
volutionäre Kommunisten (RK)] ist ein gutes Beispiel dafür 
- glauben, China sei kapitalistisch und das schon seit einiger 
Zeit. 

Neo-Maoisten innerhalb der Bürokratie wollen die 
Bürokratie durch eine andere Politik reformieren. Sie sind 
gegen die "marktsozialistische" Wirtschaft, glauben aller­
dings, China sei noch "sozialistisch". Die chinesische "Neue 
Linke" ist heterogen. Die meisten unterstützen die Markt­
wirtschaft, stehen aber den Auswirkungen des Marktes kri­
tisch gegenüber: Korruption, die Kluft zwischen Arm und 
Reich und so weiter. Sie sehen sich als einen Teil der Anti­
globalisierungsbewegung. Wang Hui, ein prominenter Wort­
führer der chinesischen "Neuen Linken", sagt, nach Tianan­
men habe sich China "voll und ganz den Diktaten des 
Kapitals und dem Treiben des Marktes angepasst". Wir 
Trotzkisten widersprechen all diesen Charakterisierungen 
Chinas und den von der chinesischen "Neuen Linken" gezo­
genen Schlussfolgerungen aufs Schärfste. 

Ich möchte heute drei Punkte klarstellen: Erstens, in 
marxistischen Begriffen ist China ein bürokratisch defor­
mierter Arbeiterstaat, denn das Kernstück der Wirtschaft 
beruht auf kollektiviertem Eigentum. Auf dieser Grundlage 

schen oder maoistischen Zerrbildes. Eine revolutionäre Par­
tei ist notwendig, um die Arbeiter, Bauern und Unterdrück­
ten zur Verteidigung der Errungenschaften der Revolution 
von 1949 durch eine proletarisch-politische Revolution, die 
eine Arbeiterdemokratie errichtet, zu führen. Die entschei­
dende politische Aufgabe einer solchen Partei ist es, das chi­
nesische Proletariat vom nationalistischen Dogma des "So­
zialismus in einem Lande" zu brechen und es für eine 
internationalistische, proletarische Perspektive zu gewin­
nen. Denjenigen, für die der Marxismus neu ist, werde ich 
nun erklären, was das alles bedeutet. 

Was ist Marxismus? 

Die Internationale Kommunistische Liga (Vierte Inter­
nationalisten) ist eine proletarische, revolutionäre und 
internationalistische Tendenz. Unsere Grundlage ist die 
Politik von Marx, Engels, Lenin und Trotzki. Die Debatten 
in China bleiben im Rahmen einer falschen Gleichsetzung 
von Maoismus mit Marxismus. 

Um zu verstehen, wovon ich spreche und wodurch wir 
uns von den anderen politischen Tendenzen unterscheiden, 
will ich einige Kernpunkte zum Marxismus erklären. Zu­
nächst einmal ist der Marxismus eine Wissenschaft. Das 
Merriam-Webster-Lexikon definiert "Physik" als eine Wis­
senschaft, die von der Materie und der Energie und ihren 
Wechselwirkungen handelt. Marxismus ist die Wissenschaft 
von der Veränderung der Welt durch internationale proleta­
rische Revolution. Sie handelt von den wechselseitigen 
Beziehungen der Klassenkräfte im Klassenkampf und von 
dem politischen Bewusstsein des internationalen Proleta-

Fortgesetzt auf Seite 18 
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China ... 
Fortsetzung von Seite 17 
riats. Der Ausgangspunkt für einen Marxisten ist das 
Verständnis, dass die Interessen der Kapitalisten mit denen 
des Proletariats unvereinbar sind. 

Schon bin ich zu schnell. Ihr fragt: Was ist eine Klasse? 
Ich möchte Leo Trotzki zitieren. Er führte zusammen mit 
Lenin die Russische Revolution, die die proletarische Revo­
lution aus der Sphäre der Theorie herausriss und ihr Leben 
einhauchte. In Der Klassencharakter des Sowjetstaats erklärt 
Trotzki, was genau eine Klasse ist und weshalb die chinesi­
sche Bürokratie keine Klasse ist (er bezog sich dabei auf die 
ehemalige Sowjetunion): 

"Der Begriff Klasse ist für Marxisten außerordentlich 
wichtig und zudem wissenschaftlich genau definiert. Eine 
Klasse ist nicht nur durch ihren Anteil an der Verteilung 
des Volkseinkommens, sondern auch durch ihre selbstän­
dige Rolle in der Wirtschaftsstruktur und ihre unabhän­
gigen Wurzeln in der ökonomischen Basis der Gesell­
schaft bestimmt. Jede Klasse (der Feudaladel, die 
Bauern, das Kleinbürgertum, die kapitalistische Bour­
geoisie, das Proletariat) bildet ihre besonderen Eigen­
tumsformen heraus. Der Bürokratie fehlen alle diese so­
zialen Kennzeichen. Sie hat keine unabhängige Position 
im Produktions- und Verteilungsprozess inne. Sie hat kei­
ne besondere Wurzel in den Eigentumsverhältnissen. Ih­
re Funktionen beziehen sich im Grunde auf die politische 
Technik der Klassenherrschaft. Die Existenz einer Büro­
kratie ist, bei allen Unterschieden der Form und des spe­
zifischen Gewichts, für jede Klassenherrschaft charak­
teristisch. Ihre Macht ist eine nur abgeleitete. Die 
Bürokratie ist untrennbar mit einer wirtschaftlich herr­
schenden Klasse verbunden; sie lebt von deren sozialen 
Wurzeln, steht und fällt mit ihr." 
Ein anderer wichtiger marxistischer Begriff ist der Staat. 

Ein Staat besteht aus bewaffneten Menschen und Institutio­
nen, die bestimmte Arten von Eigentum verteidigen. Ein 
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kapitalistischer Staat verteidigt das Privateigentum an Fabri­
ken, Rohstoffen und Banken (Produktionsmittel genannt). 
Die kapitalistische Produktion richtet sich danach, was für 
den Privatkapitalisten am profitabelsten ist. Ein Arbeiter­
staat verteidigt kollektiviertes Eigentum an den Produktions­
mitteln. Die Produktion richtet sich danach, was von der Ge­
sellschaft wirklich gebraucht wird. Eine andere Bezeichnung 
für einen Arbeiterstaat ist die Diktatur des Proletariats. 

Durch die internationale proletarische Revolution wird 
das System des Privateigentums an den Produktionsmitteln 
ersetzt durch ein System des Kollektiveigentums an den 
Produktionsmitteln. Eine sozialistische Revolution muss 
einen Arbeiterstaat errichten, um das kollektivierte Eigen­
tum sowohl gegen die einheimischen Kapitalisten als auch 
gegen den Imperialismus zu verteidigen. Sie ist ein Schritt 
hin zur internationalen Revolution. Um die soziale Herr­
schaft der Arbeiterklasse zu beseitigen, ist eine soziale Kon­
terrevolution nötig, die einen kapitalistischen Staat wieder­
herstellt, die Klassendiktatur der Bourgeoisie. 

Die kapitalistische Produktion spielte in der Geschichte 
der Menschheit eine sehr wichtige Rolle. Sie führte zur 
Entwicklung der modernen Wissenschaften und der moder­
nen Technik. Die Menschheit hat die Mittel, die Welt zu 
ernähren, aber die Kapitalisten und ihr System der Produk­
tion, das imperialistische Kriege hervorbringt, sind Hinder­
nisse, die man loswerden muss. Marxisten suchen das Pro­
blem des Mangels an Nahrung, Kleidung und Wohnung in 
der Welt durch eine internationale proletarische Revolution 
zu lösen. Der Sozialismus ist ein klassenloses, egalitäres, in­
ternationales Wirtschaftssystem, das auf materiellem Über­
fluss basiert. Unter einem sozialistischen System kann das 
Problem des Mangels in der Welt gelöst werden. 

Sowohl die Chinesische Revolution von 1949 als auch die 
Russische Revolution errichteten kollektiviertes Eigentum 
an den Produktionsmitteln und einen Arbeiterstaat, der diese 
Art des Eigentums verteidigen sollte. Die kollektivierte Wirt­
schaft in der Sowjetunion und in China legte den Grundstein 
für einen sprunghaften sozialen Fortschritt, insbesondere für 
Frauen. In China wurde die barbarische Praxis des Fußbin­
dens, ein Symbol für den erbärmlichen Status der Frauen, verbo­
ten. Doch es gab einen qualitativen Unterschied zwischen beiden 
Revolutionen. Die Russische Revolution vom Oktober 1917 wurde 
von einem klassenbewussten Proletariat unter der Führung von 
Lenins und Trotzkis bolschewistischer Partei durchgeführt, das 
die Unterstützung der armen Bauern gewann und das in der Er­
oberung der Staatsrnacht den ersten Schritt zur sozialistischen 
Weltrevolution sah. Die Chinesische Revolution war das Ergeb­
nis eines bäuerlichen Guerillakrieges unter der Führung von 
Mao. Das Proletariat kämpfte in China nicht selbst um die Macht. 

Die Revolution von 1949 war von Anf,mg an deformiert 
unter der Herrschaft von Maos Regime der Kommunisti­
schen Partei Chinas. Mao war ein chinesischer Stalin; Vor­
bild für das politische Regime des chinesischen Arbeiter­
staats war das Regime von Stalin, der die privilegierte 
Bürokratie in der Sowjetunion repräsentierte, die dem Pro­
letariat 1923/24 die politische Macht entrissen hatte. 

Die Bürokratie bezieht alle ihre Privilegien daraus, dass 
sie wie ein Parasit über der kollektivierten Wirtschaft thront. 
Darauf beruht der widersprüchliche Charakter des von uns 
so bezeichneten bürokratisch deformierten Arbeiterstaats. 
China, Kuba, Vietnam und Nordkorea sind alles deformierte 
Arbeiterstaaten. In der Sowjetunion gab es Arbeiterdemo­
kratie, bevor die stalinistische Bürokratie 1923/24 die politi­
sche Macht usurpierte; daher charakterisierten wir die So­
wjetunion als einen "degenerierten" und nicht als einen 
"deformierten" Arbeiterstaat. Die bolschewistische Partei 
gewann nämlich bei den Wahlen zu den Arbeiter- und Solda­
tenräten 1917 eine Mehrheit. Es hat nie eine Arbeiterdemo­
kratie in China, Kuba, Nordkorea oder Vietnam gegeben. 
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Die Bürokratie herrscht im Namen der Arbeiterklasse, 
denn alle ihre Privilegien stammen von dem Kollektiveigen­
tum der Arbeiterklasse. Sie verteidigt den Arbeiterstaat, in­
soweit sie damit ihre privilegierte Stellung an der Spitze des 
Arbeiterstaats sichern kann. So verteidigt sie den Arbeiter­
staat mit ihren eigenen Methoden. 

Die Bürokratie ist gegen die Perspektive einer Arbeiter­
revolution im internationalen Maßstab. Die stalinistischen 
Bürokraten haben sich das nationalistische Dogma zu Eigen 
gemacht, dass der Sozialismus - eine internationale, klas-
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Ausweitung der Produktion in der staatseigenen Industrie 
und für die Expansion des staatlichen Sektors insgesamt. Die 
Preisgabe des strikten staatlichen Außenhandelsmonopols 
durch die Beijing-Bürokratie erleichtert der Wall Street die 
Pläne zur Konterrevolution. Es sind genau diese kollektivisti­
schen Kernbereiche von Chinas Wirtschaft, die die Kräfte des 
Weltimperialismus ausschalten und abwickeln wollen. 

Die IKL kämpft für bedingungslose militärische Verteidi­
gung aller deformierten Arbeiterstaaten gegen Imperialis­
mus und innere kapitalistische Konterrevolution, weil diese 

Warkers Vanguard Der Spiegel 

1979: Spartakisten demonstrieren vor der chinesischen Botschaft in New York gegen den Einmarsch chinesi­
scher Truppen in Vietnam, ein beschämender Ausdruck der antisowjetischen Achse USA-China 

senlose, egalitäre Gesellschaft auf der Grundlage von mate­
riellem Überfluss - in einem einzigen Land aufgebaut wer­
den könne. Das bedeutet, dass die Bürokratie in der 
Hoffnung auf Erhaltung des Status quo lieber dem Welt­
imperialismus entgegenkommt, damit sie weiterhin von dem 
Arbeiterstaat leben kann. Um die politische Herrschaft der 
Bürokratie zu er~etzen und die politische Form eines Arbei­
terstaats in eine Arbeiterdemokratie zu verändern, ist eine 
proletarisch-politische Revolution notwendig, nicht eine 
soziale Revolution. Die wirtschaftlichen Grundlagen des 
Staates bleiben die gleichen. 

Ein weiterer bedeutender Unterschied zwischen der Rus­
sischen und der Chinesischen Revolution ist der, dass die 
russische Bourgeoisie als Klasse zerstört wurde; bei der 
chinesischen Bourgeoisie war das nicht der Fall. Die Offshore­
Bourgeoisie in Taiwan und Hongkong ist zusammen mit den 
Imperialisten die Hauptkraft für eine Konterrevolution in 
China, und die stalinistische Bürokratie stärkt diese Kräfte. 

In unserem Artikel "China: Schlagt imperialistischen 
Drang zur Konterrevolution zurück!" (Spartakist Nr. 153 und 
154, Winter 2003/2004 und Frühjahr 2004), der jetzt auf Chi­
nesisch erschienen ist, erklären wir, weshalb China ein büro­
kratisch deformierter Arbeiterstaat ist. Es sind die 
kollektivierten Kernbereiche der Wirtschaft, die weiterhin 
dominieren, wenn auch nicht auf eine stabile und systemati­
sche Art und Weise. Der private Sektor (einschließlich des in 
ausländischem Besitz befindlichen Eigentums) besteht größ­
tenteils aus Fabriken, die Leichterzeugnisse mit arbeitsinten­
siven Methoden produzieren. Schwerindustrie, Hightech­
Bereiche und moderne Waffenproduktion sind überwiegend 
in Staatsbetrieben konzentriert. Gerade diese Unternehmen 
haben China in die Lage versetzt, ein Arsenal von Atomwaf­
fen und Langstreckenraketen aufzubauen, um der Gefahr 
eines atomaren Erstschlags der amerikanischen Imperialis­
ten begegnen zu können. Auch alle wichtigen Banken Chinas 
befinden sich in Staatsbesitz. Regierungskontrolle über das 
Finanzsystem ist entscheidend für die Aufrechterhaltung und 

Staaten kollektiviertes Eigentum zur Grundlage haben. Das 
bedeutet, wir machen für die Verteidigung nicht zur Bedin­
gung, dass die stalinistische Bürokratie zuerst gestürzt wer­
den muss, bevor wir China verteidigen. Warum ist das so 
wichtig hier in den USA und in anderen kapitalistischen 
Ländern der Welt? Wenn das Proletariat der USA, Japans 
und Deutschlands die historische Bedeutung der Errungen­
schaften der Chinesischen Revolution, z. B. der kollektivier­
ten Wirtschaft, nicht versteht, dann wird es nie die Wichtig­
keit einer Revolution gegen seine "eigene" Bourgeoisie 
verstehen. Wir sind für die revolutionäre Wiedervereinigung 
Taiwans mit China: Das bedeutet sozialistische Revolution 
in Taiwan, Enteignung der Bourgeoisie in Hongkong und 
proletarisch-politische Revolution auf dem Festland. 

Tiananmen, eine beginnende 
proletarisch-politische Revolution 

Zunächst die Vorgeschichte - drei Schlüsselereignisse in 
China prägten den Tiananmen-Aufstand: die Kulturrevolu­
tion (1966-76), Chinas antisowjetische Allianz mit dem US­
Imperialismus und die 1978 begonnenen Marktreformen. 

Maos Kulturrevolution ist wichtig, weil sie das politische 
Bewusstsein der chinesischen Arbeiter, Bauern, Studenten 
und Intellektuellen in den 80er-Jahren stark prägte. Im 
Wesentlichen war sie ein Kampf zwischen zwei Flügeln der 
stalinistischen Bürokratie. Die Maoisten mussten den kon­
servativen Flügel der Bürokratie (unter der Führung von 
Liu Shao-chi und Deng Xiao-ping) ausschalten, der China in 
seiner Erholungsphase nach den verheerenden Auswirkun­
gen von Maos Großem Sprung nach Vorn, der in den späten 
50er-Jahren stattfand, geführt hatte. 

Millionen von Studenten wurden als Rote Garden mobi­
lisiert, angeblich um gegen den Bürokratismus zu kämpfen 
und, so die RCP, gegen die Restauration des Kapitalismus. 
In der wirklichen Welt stellte sich das ganz anders dar. Als 
im Januar 1967 Arbeiter in Shanghai einen Generalstreik 
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organisierten, um ihren Lebensstandard zu verteidigen, zeit­
gleich mit einem nationalen Eisenbahnerstreik, schickte 
Mao seine Roten Garden, und die zerschlugen die Streiks. 
Die Befehle, die die Roten Garden von Mao erhielten, 
könnte man als die "Zwei Jede" zusammenfassen: "Unter­
stützt jede politische Entscheidung des Vorsitzenden Mao 
und befolgt jede Anordnung des Vorsitzenden Mao." 

Es gibt ein Vorurteil, das aus der Klassengesellschaft 
stammt, wonach die Herrscher nur mit ihren Hirnen und die 
Sklaven nur mit ihren Händen arbeiten. Die Idee, dieses 
Klassenvorurteil der chinesischen Intelligenz dadurch zu 
beseitigen, dass man Studenten, Intellektuelle und Fachleu­
te eine Zeit lang aufs Land hinausschickt, damit sie durch 
Arbeit mit den Bauern dazulernen, hat seine Vorzüge. Doch 
so, wie Maos Bürokratie das durchführte, wurde daraus eine 
brutale lang andauernde Bestrafung für viele von denen, die 
mit Mao nicht übereinstimmten, besonders für Intellektu­
elle und Fachleute. 

Die Kulturrevolution polarisierte die chinesische Gesell­
schaft entlang falscher Trennungslinien, indem sie subjektiv 
revolutionäre jugendliche Studenten gegen Arbeiter, die ih­
ren Lebensstandard verteidigten, ausspielte. In diesem Kampf 
innerhalb der stalinistischen Bürokratie gab es für Revolutio­
näre keine Seite zu beziehen. Mehr Menschen starben in der 
Kulturrevolution als bei der Niederschlagung von Tianan­
men. Doch die RCP preist Maos Kulturrevolution. 

Nach Maos Tod übernahm der Deng-Flügel der Bürokra­
tie erneut die Kontrolle über die Regierung. Die 1978 be­
gonnenen Marktreformen brachten eine neue Klasse von 
reichen Bauern auf dem Lande und von Kleinunternehmern 
hervor. Das hat, zusammen mit wachsender Arbeitslosigkeit 
in den Städten, den Grundstein für das riesige Wohlstands­
gefälle gelegt, das im heutigen China existiert. 

Studenten und die Intelligenz waren glühende Verfechter 
der Marktreformen. Deng verurteilte die Kulturrevolution, 
und dies löste Anfang der 80er-Jahre eine Zeit der Debatte 
innerhalb der Intelligenz aus. Zur vorherrschenden Einstel­
lung chinesischer Intellektueller wurde das, was man "Neue 
Aufklärung" nennt und was in hohem Maße als Emanzipa­
tion von dem vermeintlich orthodoxen Marxismus angesehen 
wurde. Die Intellektuellen der "Neuen Aufklärung", die auf 
die Studenten, die auf dem Tiananmen demonstrierten, star­
ken Einfluss hatten, wussten sehr wenig von chinesischer Ge­
schichte. Sie hatten einfach westliche Ideen in den Reform­
prozess importiert. Insbesondere hatten die Studenten und 
Intellektuellen eine Menge Illusionen, dass Marktwirtschaft 
notwendigerweise mit "Demokratie" einhergehen würde. 

Für Marxisten ist Demokratie eine der politischen For­
men eines Staates. Wie ich bereits sagte, wird der Klassen­
charakter eines Staates dadurch bestimmt, welche Art des 
Eigentums an den Produktionsmitteln von den Bullen und 
der Armee verteidigt wird. Wenn wir Marxisten von "Demo­
kratie" sprechen, dann fragen wir: Für welche Klasse? Viele 
Studenten und Intellektuelle hatten Illusionen in die bür­
gerliche Demokratie der USA. Das war eine Folge von Chi­
nas Allianz mit dem US-Imperialismus. 

Wang Hui von der chinesischen "Neuen Linken" betont 
in "Die Neue Kritik", dass China zwar schon immer am 
Außenhandel beteiligt war, aber "Deng Xiaopings Politik 
der offenen Tür eine viel engere Verzahnung von China mit 
dem Weltmarkt erforderte. Wie ist das passiert? Ein ent­
scheidender Schritt bei diesem Prozess war Chinas Überfall 
auf Vietnam 1978 [sie! 1979] - der erste Aggressionskrieg 
der Volksbefreiungsarmee nach 1949." 

Als China in Vietnam einmarschierte, stellte die Sparta­
eist League/U.S. die Losung auf: "China darf nicht Hand-
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langer des US-Imperialismus sein!" Doch weshalb mar­
schierte China in Vietnam ein? Zunächst einmal geschah 
dies nur vier Jahre nachdem die vietnamesischen Arbeiter 
und Bauern den US-Imperialismus aus ihrem Land gejagt 
hatten. Dies war eine historische militärische Niederlage für 
den US-Imperialismus. Auch China hatte Freiwillige m 
Vietnam, die gegen den US-Imperialismus kämpften. 

Li Zhensheng 

Während Maos "Kulturrevolution" wurden vermeint­
liche Feinde des Regimes gedemütigt, verfolgt und 
oftmals getötet 

Während der Kulturrevolution wurde Maos China sehr 
feindselig gegenüber der Sowjetunion. Mao behauptete, 
dass die Sowjetunion, nicht der US-Imperialismus, die größ­
te Bedrohung für die Welt sei. Das führte zum Besuch von 
Richard Nixon in Beijing 1972, wo er Mao genau zu dem 
Zeitpunkt die Hände reichte, als US-Kampfflugzeuge Viet­
nam bombardierten! Vietnam war ein enger Verbündeter 
der Sowjetunion. China marschierte nicht nur 1979 in Viet­
nam ein (übrigens eine klare Niederlage gegen die kampf­
erprobten vietnamesischen Truppen), sondern unterstützte 
auch die von der CIA unterstützten Mudschaheddin in 
Afghanistan. 

Mao und Deng hatten eines gemeinsam: Großmacht­
bestrebungen, die von dem nationalistischen und antimar­
xistischen Dogma ausgingen, dass der Sozialismus in einem 
einzigen Lande aufgebaut werden könne. Zu Chinas krimi­
neller antisowjetischer Allianz mit den USA kam es, weil die 
USA ihre Politik gegenüber China änderten, nicht anders­
herum. "Sozialismus in einem Lande" bedingt Entgegen­
kommen gegenüber dem Imperialismus. Chinas Allianz mit 
dem US-Imperialismus trug zum Untergang des sowjetischen 
degenerierten Arbeiterstaates bei. Tatsache ist, dass ohne den 
Schutzschild sowjetischer Atomwaffen die Chinesische Re­
volution höchstwahrscheinlich mit atomarer Vernichtung 
durch den US-Imperialismus hätte rechnen müssen. 

Der zunehmende Wohlstand infolge der Marktreformen 
betraf nur einen sehr kleinen Teil der chinesischen Bevölke­
rung. Galoppierende Inflation verschärfte diese wirtschaft­
liche Ungleichheit, und Korruption nahm überhand. In der 
"Neuen Aufklärung" entstanden über diese Frage Mei­
nungsverschiedenheiten. Die Regierung unter Zhao Ziyang 
führte Antikorruptionskampagnen durch, doch die Studen­
ten wollten eine wirksamere Kampagne. 

Innerhalb Chinas ging es 1972 mit Illusionen in amerika­
nisehe "Demokratie" und in die Gutartigkeit des US-Impe­
rialismus los. Mitte Februar 1989 zog Gorbatschow die Rote 
Armee aus Afghanistan ab. Die Tiananmen-Proteste began­
nen ungefähr zwei Monate später. 

[WIRD FORTGESETZT] 
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Rassistische Fundamentalisten 
wieder im Weißen Haus 

"Die Kampagne hat mir Kapital 
eingebracht - politisches Kapital -
und jetzt habe ich vor, es auszuge­
ben." Diese Botschaft von George 
W. Bush nach seinem Sieg vom 
2. November jagt einem eisige 
Schauer über den Rücken. Die rela­
tiv hohe Wahlbeteiligung sollte 
angeblich gut für die Demokraten 
sein, doch auch die religiösen Typen 
mit ihren "Familienwerten" und 
ihrem Glauben an "Wiedergeburt" Fotos: AP 

mobilisierten heftig für die abson- Sturm auf Falludscha: US-Truppen gehen mit roher Gewalt gegen Kranken­
derlich demente Bush-Regierung. hausarbeiter und Patienten vor 
Dabei kamen ihnen die fortgesetz­
ten Versuche, schwarze Wähler zu 
entrechten, ebenso zugute wie die 
Wahlcomputer, die keinen über­
prüfbaren Beleg auf Papier hin­
terlassen. Entscheidend war das 
Aufpeitschen von Angst im Zusam­
menhang mit dem "Krieg gegen Terror" sowie von religiöser 
und sexueller Hysterie, es gab in elf Bundesstaaten Volksent­
scheide zum Verbot von Ehen unter Schwulen, die überall 
durchgingen und so mithalfen, die Kräfte der finsteren 
Reaktion zu mobilisieren. Die republikanische Konsolidie­
rung des Weißen Hauses und beider Häuser des Kongresses 
verheißt nichts Gutes für die arbeitende Bevölkerung, für 
Schwarze, Frauen, Schwule und Immigranten - sie alle sind 
im Visier der herrschenden Sozialreaktionäre. Einer der in 
Arizona angenommenen Volksentscheide verweigert Men­
schen ohne Staatsbürgerschaft künftig Sozialleistungen des 
Staates. Die Bush-Clique meint, sie habe nun ein Mandat zur 
Intensivierung ihres Krieges gegen Werktätige im ln- und 
Ausland. 

Ganz oben auf der Angriffsliste stehen die Völker des 
Irak. Bei [WV-] Redaktionsschluss drangen mehr als 10000 
US-Soldaten, unterstützt von irakischen Kräften, in Fallud­
scha ein, um jede Spur von Widerstand in der sunnitischen 
Stadt zu vernichten. Presseberichte deuten darauf hin, dass 
die meisten der 250000 Einwohner aus Furcht um ihr Leben 
geflohen sind. Eines der ersten von den US-Besatzern ein-

genommenen Angriffsziele war Falludschas größtes Kran­
kenhaus, ein kalkuliertes Vorgehen, um im Vorgriff auf die 
kommenden blutigen Massaker des US-Imperialismus jegli­
che Nachricht über zivile Opfer von vornherein zu unterbin­
den. DieNew York Times (8. November) schrieb: "Das Kran­
kenhaus wurde als eines der ersten Ziele ausgewählt, weil 
das amerikanische Militär glaubte, es sei die Quelle von Ge­
rüchten über schwere Verluste". Ein vor kurzem veröffent­
lichter Bericht der Bloomberg School of Public Health an 
der Johns Hopkins University in Baltimore kommt zu dem 
Schluss, dass zwischen März 2003 und September 2004 etwa 
100000 Zivilisten im Irak starben. 

Dieselbe herrschende Klasse, die die Völker des Irak ver­
gewaltigt' plündert und schröpft auch die Arbeiter und 
Unterdrückten im eigenen Land und attackiert deren Rech­
te. Die Werktätigen in den USA müssen gegen die Besetzung 
des Irak durch den US-Imperialismus Partei ergreifen und 
den sofortigen und bedingungslosen Abzug aller US-Streit­
kräfte aus dem Land verlangen. Jeder Schlag, der den Besat­
zungstruppen versetzt wird, ist im Interesse der arbeitenden 
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Menschen und der Unterdrückten in aller Welt, nicht zuletzt 
in den USA. Verteidigt die Völker des Irak gegen den US­
Angriff! Hände weg von Falludscha! USA raus aus dem Irak, 
sofort! 

Bushs Sieg ist "bad news", aber Kerrys Sieg wäre nicht 
"good news" gewesen. Kerry versprach, die Besetzung des 
Irak fortzusetzen, die US-Armee um 40000 neue Rekruten 
aufzustocken und mit Nordkorea "härter" umzuspringen. 
Die Demokraten sind nicht weniger als die Republikaner 
eine Partei der herrschenden Klasse zur Verteidigung der 
Interessen der US-Kapitalisten, die denen der Arbeiter­
klasse direkt entgegenstehen. US-Wahlen, sowieso eine 
beschränkte Form bürgerlicher Demokratie, fungieren als 
Täuschung, mit der die Bourgeoisie ihrer Klassendiktatur 
den Anstrich einer Zustimmung durch das Volk verleiht. 
Wie der bolschewistische Führer W. I. Lenin in Staat und 
Revolution schrieb: "Einmal in mehreren Jahren zu ent­
scheiden, welches Mitglied der herrschenden Klasse das 
Volk im Parlament niederhalten und zertreten soll - das ist 
das wirkliche Wesen des bürgerlichen Parlamentarismus". 
Die Werktätigen brauchen eine Arbeiterpartei, um für den 
vollständigen Sturz der Diktatur der Bourgeoisie und ihre 
Ersetzung durch eine proletarische Diktatur zu kämpfen; 
diese würde einer winzigen Bande übler Ausbeuter ihre 
Rechte entziehen, und die arbeitende Bevölkerung Ameri­
kas hätte wirklich die Macht. 

Arbeiterbürokratie demobilisiert 
die Arbeiterklasse 

Es gibt jede Menge Händeringen über das Wahlergebnis, 
insbesondere in den städtischen Gebieten der so genannten 
"blue states" [blau gekennzeichnete Staaten, in denen die 

Esdtrin/NY Times 

Freiwillige Wahlhelferin für Kerry in Miami am Wahl­
tag. Kampf für Befreiung der Schwarzen - für Sozialis­
mus - erfordert Bruch mit der Demokratischen Partei 
des Rassismus und des Kriegs 

Demokraten gewannen], wo Leute mit Grausen zusahen, 
wie sich ein Bundesstaat nach dem anderen "rot" für Bush 
färbte. Liberale Ideologen, europäische Gelehrte und 
Demokraten-freundliche Typen in der Linken machen nun 
die angebliche Ignoranz und Rückständigkeit der amerika­
nischen Bevölkerung für Bushs Sieg verantwortlich. Aber 
die Verantwortung für den Mangel an militantem Klassen­
kampf und daraus folgend für das rückständige Bewusstsein 
vieler Arbeiter in den USA tragen gerade die "Reform"­
Apostel. Die derzeitige Generation der Arbeiterleutnants 
des Kapitals - die Spitzenbürokraten der Gewerkschafts­
bewegung und die ihnen hinterher trabende reformistische 
Linke - ist, vermittelt über die Demokratische Partei, für die 
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Demoralisierung und Demobilisierung der amerikanischen 
Arbeiterklasse verantwortlich. 

Die Gewerkschaftsführer haben wirksame Formen des 
Klassenkampfs im Großen und Ganzen abgeschrieben. 
Wenn Arbeiter sie zum Streik drängten, haben die Bürokra­
ten die Beschränkungen der bürgerlichen Gesetzgebung 
geltend gemacht, wie etwa das Taft-Hartley-Gesetz, das den 
Zweck verfolgt, die Fähigkeit der Arbeiter, die Produktion 
lahm zu legen und Streikbrecher zurückzuschlagen, zunich­
te zu machen. Wenn die Basis sie zum Streik zwang, haben 
diese Typen entweder schnell das Handtuch geworfen oder 
Ausverkaufsverträge unterzeichnet, die so ungeheuerlich 
waren, dass sie in Frage stellten, ob es überhaupt irgend­
einen Sinn macht, Streikposten zu stehen. 

Hätten die Gewerkschaften ein Zehntel der Mittel und 
des Personals, das ihre pro-kapitalistischen Irreführer für 
den Demokraten Kerry aufbrachten, dem Streik der United 
Food and Commercial Workers im vergangenen Frühjahr 
zur Verfügung gestellt, oder dem Kampf für die gewerk­
schaftliche Organisierung bei Wal-Mart oder den ausge­
sperrten Hotelbeschäftigten in San Francisco, dann könnten 
die Dinge heute ganz anders aussehen. Statt Arbeiter quer 
durchs ganze Land nach Washington D.C. zum Million Wor­
ker March zu schicken, einer kaum verhüllten Kundgebung 
gegen Bush (also für die Demokraten) - was wäre gewesen, 
wenn die links tönenden Bürokraten der ILWU [Gewerk­
schaft der Hafen- und Lagerhausarbeiter] ihre Mitglieder 
dazu mobilisiert hätten, ein paar Meilen von ihrem Gewerk­
schaftshaus entfernt den ausgesperrten Hotelbeschäftigten 
in San Francisco dabei zu helfen, die Hotels dicht zu machen 
und ihren Streik wirklich zu gewinnen? 

Die derzeitige Gewerkschaftsbürokratie ist ein Hindernis 
für militanten Klassenkampf, weil sie mit dem kapitalisti­
schen System verbunden ist und dessen Staatsapparat zu 
Diensten steht. Ihre Unterstützung der Demokratischen 
Partei steht in direktem Widerspruch zu unabhängigem 
Klassenkampf. Notwendig ist es, für eine klassenkämp­
ferische Führung innerhalb. der Gewerkschaft zu kämpfen, 
die nicht nur unmittelbare, wirtschaftliche Forderungen ver­
ficht, sondern soziale Belange in größerem Ausmaß. Vertei­
digung der Rechte von Immigranten gegen den "Krieg gegen 
Terror" der Regierung, Verteidigung des Rechts auf Abtrei­
bung, Freiheit für Mumia Abu-Jamal und Abschaffung der 
rassistischen Todesstrafe - das sind einige der Dinge, die 
eine klassenkämpferische Gewerkschaftsführung aufgreifen 
würde, um die geballte Macht der Arbeiterklasse für alle 
Unterdrückten einzusetzen. 

Selten war der Bankrott der Demokratischen Partei als 
einer Kraft, die angeblich dem Fortschritt dient, offensicht­
licher, aber rechnet bloß nicht damit, dass die linken Geg­
ner der sozialistischen Revolution ihre immer währende 
Suche nach einem linken Reformer aus den Reihen der 
Demokraten aufgeben werden. Zum Beispiel verkündet die 
anscheinend hinter dem Mond lebende Workers World 
Party: "Durch Bushs Sieg entsteht die Situation für um­
fassende Gegenwehr" (Workers World, 11. November). Wor­
kers World und ihre International ANSWER Coalition 
haben zusammen mit der International Socialist Organisa­
tion (ISO) und der Revolutionary Communist Party und 
deren Koalition Not in Our Name bewusst eine Bewegung 
gegen den Krieg im Irak aufgebaut, die dazu diente, Demo­
kraten mit linker Rhetorik wie Al Sharpton und Jesse 
Jackson eine Plattform zu geben, von der diese predigen 
konnten, junge Aktivisten und Arbeiter müssten die Demo­
kraten wählen. 

Und genau diese Bewegung, die Demokraten zu wählen 
- dieses Jahr ausgedrückt in der verbreiteten Stimmung 
"Anybody but Bush" [Jeder außer Bush] -, hat der repu­
blikanischen Rechten den Rücken gestärkt. Eine solche 
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Bewegung ist bewusst aufgebaut als Ersatz für 
Klassenkampf und sozialen Kampf: Die Arbei­
ter und Unterdrückten werden angehalten, ihr 
Vertrauen in kapitalistische Politiker zu setzen 
anstatt in ihre eigene Kraft und eigenen Organi­
sationen. Die Rolle schwarzer und "progressi­
ver" Demokraten, wie etwa jene, die auf Anti­
kriegskundgebungen sprachen, besteht darin, 
jede Möglichkeit von sozialem Kampf abzuwen­
den und die Unzufriedenheit auf die Wahlurnen 
umzulenken. Die Basis für den Bodengewinn 
der rassistischen Fundamentalisten liegt darin, 
dass Klassenkampf und sozialer Kampf fehlten 
- genau die Kämpfe, in denen rassische, ethni­
sche und religiöse Spaltungen überwunden wer­
den können. 
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Es gibt auf jeden Fall eine ganze Menge zu 
bekämpfen. Die Angriffe gegen die arbeitende 
Bevölkerung werden sicherlich nach der Wahl 
zunehmen, das beinhaltet Angriffe auf Löhne, 
Sozialleistungen, Gesundheitsversorgung, Bil­

NewYork City, 20. März: Spartacist-Block bei Demonstration gegen 
die Besetzung des Irak 

dung, das Recht auf Abtreibung und ganz einfach die Frei­
heit, gegen etwas zu protestieren, ohne von Gefängnis 
bedroht zu sein. Es stimmt allerdings auch, dass diese 
Angriffe sowohl unter republikanischen wie auch unter 
demokratischen Regierungen seit drei Jahrzehnten im Gan­
ge sind. Die Wahrheit ist - Kar! Marx und Friedrich Engels 
haben es erklärt -, dass den Werktätigen immer mehr Elend 
und Unterdrückung ins Gesicht schlägt, bis sie sich gegen 
die kapitalistische Ordnung erheben und sie durch sozialisti­
sche Revolution stürzen. 

Das politische Bewusstsein der Arbeiterklasse in den 
USA ist allerdings sehr niedrig. Die Arbeiterklasse war bei 
ihrer Geburt während der Industrialisierungswelle Ende 
des 19., Anfang des 20. Jahrhunderts im rassistischen 
Jim-Crow-Amerika ethnisch und rassisch gespalten; diese 
Spaltung wurde aufrechterhalten durch die Demokratische 
Partei und die rein weißen Facharbeitergewerkschaften der 
American Federation of Labor. Die bis heute fortbestehen­
den Spaltungen entlang rassischer Linien . haben einen 
gewaltigen Anteil daran, dass das politische Bewusstsein 
der amerikanischen Arbeiterklasse zurückgehalten wurde 
und den meisten Arbeitern jeglicher Sinn für gemeinsame 
Klasseninteressen fehlt. Aber politisches Bewusstsein hin 
oder her, es hat in den USA gigantische Klassenkampf­
konfrontationen mit den Bossen gegeben, die in ihrer 
Heftigkeit den Kämpfen in anderen Ländern nicht nach­
standen. 

Das kapitalistische Ausbeutungssystem selbst schafft und 
erhält die Konflikte zwischen den Arbeitern - diejenigen, 
die gesellschaftlich organisiert sind, um alles zu produzieren 
- und den Kapitalisten, die die Profite einstreichen, indem 
sie die Arbeit anderer ausbeuten. Der Ursprung der mage­
ren Sozialleistungen, die es in dieser Gesellschaft noch gibt 
- Sozialhilfe, Arbeitslosenversicherung, öffentliches Bil­
dungswesen und von der Firma bezahlte Krankenversiche­
rung - liegt in den Klassenkämpfen der 30er-Jahre, die zur 
Organisierung schwarzer und weißer Arbeiter in landeswei­
te Industriegewerkschaften führten. 

Die Demokratische Partei hat diesen Reformen ihren 
Namen aufgedrückt. Aber in Wirklichkeit waren es Zuge­
ständnisse, die unter dem Druck enormer Arbeiterkämpfe, 
geführt unter kriegsähnlichen Bedingungen, gemacht wur­
den. Selbst wenn die Demokratische Partei es wollte, sie 
könnte nicht durch einen bloßen Willensakt eine weitere 
Periode mit Reformen im Stil des New Deal schaffen, wie 
viele Arbeiter, die die Demokraten unterstützen, es gerne 
hätten. Es gibt einfach keinen Grund für die kapitalistischen 
Herrscher dieses Landes - und die Demokraten sind 

schlicht die andere Partei der Bosse -, ohne Kampf irgend­
ein Zugeständnis zu machen. 

UnterdrÜCkung der Schwarzen 
und "moralische Werte" 

Die spezielle Version des christlichen Fundamentalis­
mus, die sich mit Bushs Weißem Haus verbindet, entwickel­
te sich über die vergangenen vier Jahrzehnte als ideologi­
scher Schirm,unter dem bigotte weiße Rassisten ihre 
Feindschaft vereinen konnten gegen Affirmative Action 
[Förderungsmaßnahmen für Minderheiten], Sozialfürsorge, 
legale Abtreibung, öffentlich akzeptierte Homosexualität 
und jeden anderen Ausdruck gesellschaftlicher Liberalisie­
rung. Und dies tauchte im Mainstream der US-Politik nicht 
über die Republikaner auf, sondern mit der Demokraten­
Regierung des für "ethnische Reinheit" und "Wieder­
geburt" stehenden Christen Jimmy Carter. Carter startete 
einen "moralischen" Wiederbewaffnungskreuzzug, um das 
Image der imperialistischen US-Herrscher aufzupolieren -
sie waren nach der Bürgerrechtsbewegung und der Nieder­
lage des US-Imperialismus in Vietnam ziemlich in Verruf 
geraten - und zugleich den Kalte-Kriegs-Feldzug des US­
Imperialismus gegen die Sowjetunion zu erneuern. In jünge­
rer Zeit war es der ach so sympathische Südstaaten-Baptist 
Bill Clinton, der die Sozialhilfe wesentlich aushöhlte und 
Ronald Reagans Initiative vollendete, als "Alternative" zu 
Armut und Arbeitslosigkeit in den Ghettos der Nation die 
Gefängnisse mit Schwarzen voll zu stopfen. 

Neuester Anwärter auf Führerschaft der Schwarzen und 
einziger Lichtblick für die Demokraten während ihres 
Wahldebakels ist Barack Obama, gewählter Senator von Illi­
nois. Im Geist von Booker T Was hingt on präsentiert sich 
Obama als lebender Beweis, dass das System funktioniert, er 
beschwört den patriotischen Schlachtruf: "Wir sind alle Ame­
rikaner". Yeah, und wir sind alle gefieder!ose Zweibeiner. 
Doch keine dieser Plattheiten kann die Tatsache negieren, 
dass sich die rassische Unterdrückung schwarzer Menschen 
in den vergangenen Jahrzehnten verstärkt hat. In dieser Fra­
ge hält es Obama mit denen, die behaupten, die fortgesetzte 
Unterdrückung der Schwarzen sei selbst verschuldet. 

Förderungsmaßnahmen für Minderheiten an den Uni­
versitäten wurden durch die Gerichte der Bosse größtenteils 
erdrosselt, und durch die explodierenden Kosten für eine 
höhere Schulbildung werden sie zusätzlich in Frage gestellt -
ohne dass John Kerry oder vor ihm Al Gore das groß bedau­
ert hätten. Die begrenzten Errungenschaften der Bürger­
rechtsbewegung werden zunehmend zerfetzt und selbst das 

Fortgesetzt auf Seite 24 
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Wahlrecht für Schwarze geriet bei der letzten Präsident­
schaftswahl in Florida und auch diesmal wieder direkt unter 
Beschuss: allerlei Hürden, umfassende Schikanen, schmutzi­
ge Tricks und endlose Schlangen vor jenen Wahllokalen, wo 
diejenigen, die wenig haben, ihre Stimme abgaben. Ein Bei­
spiel: Bob Herbert schrieb in seiner Kolumne in der New 
York Times vom 1. November über ein Flugblatt, dass in 
Schwarzenvierteln von Milwaukee zirkulierte. Darin wurde 
behauptet, Leute, die bei vorherigen Wahlen abgestimmt 
hätten oder die irgendeiner Sache, einschließlich Verkehrs­
vergehen, für schuldig befunden worden seien oder die An­
gehörige hätten, die wegen irgendetwas verurteilt worden 
seien, dürften nicht wählen. "Bei Verstoß gegen eines dieser 
Gesetze", so das Flugblatt, "können Sie zehn Jahre Gefäng­
nis bekommen und man wird Ihnen Ihre Kinder wegneh­
men"! 

Es ist keine Überraschung, dass der tiefe Süden und 
andere gewerkschaftsfeindliche Gegenden in der hintersten 
Provinz die Stoß truppen für religiöse, rassistische Reaktion 
stellten. Beunruhigend, aber ebenfalls nicht überraschend ist, 
dass ein gar nicht so kleiner Teil der von Arbeitslosigkeit am 
stärksten Betroffenen - Arbeiter in West Virginia, Iowa und 
Ohio - für "moralische Werte" stimmten. Sie tauschten ihre 
Hoffnung auf ein besseres Leben auf Erden bis auf weiteres 
für Monopoly-Spielkarten über Schlösser im Himmel ein. 
Das Schreckgespenst der Schwulenehe, die im Fall ihrer Le­
galisierung null Einfluss auf das Leben derjenigen ohne die 
gleichen Neigungen hätte, brachte zweifellos viele dazu, bei 
der Wahl eine Moral zu pushen, auf die sie selbst problemlos 
verzichten, wenn sich ihnen Möglichkeiten zum Vergnügen 
bieten. Wir verteidigen das Recht Homosexueller, Ehen zu 
schließen, ohne Wenn und Aber als ein grundlegendes demo­
kratisches Recht. Es ist bedeutsam, dass die meisten Schwar­
zen, oft recht religiöse Menschen, die der Schwulenehe oder 
dem Recht auf Abtreibung eher negativ gegenüberstehen, 
nicht für die religiöse Rechte stimmen, da ihnen schmerzhaft 
bewusst ist, dass diese Reaktionäre sie als erste angreifen. 

Die imperialistische Ordnung kann nicht 
reformiert werden 

Patriarchalische Vorurteile, eine nicht unwichtige Stütze 
der dekadenten kapitalistischen Ordnung, nehmen in Peri­
oden des Klassenkampfs ab, ebenso wie die Spaltungen auf­
grund von Rasse, ethnischer Zugehörigkeit und Religion. 
Die derzeitige Periode religiöser und rassistischer Reaktion 
ist keineswegs einzigartig in der Geschichte der USA. In den 
ersten beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts wurden 
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Arbeiter und Schwarze in grotesker Weise nach Strich und 
Faden ausgebeutet und unterdrückt, und eifernde Erwe­
ckungsprediger wie Billy Sunday hetzten gegen Scheidung, 
Whiskey und Radikale. Streiks wurden in Blut ertränkt. In 
der Zeit nach der bolschewistischen Revolution machten 
die Kräfte der Reaktion mobil, um die Gewerkschaftsbewe­
gung zu zerschlagen, und als Antwort auf die Bewegung für 
Gleichstellung und Integration der Schwarzen schürten sie 
Rassenunruhen und griffen zum "Recht" des Lynchgesetzes. 
Der Ku Klux Klan wuchs mit Riesenschritten, während Ar­
beiterlöhne selbst bei den weißen Facharbeitergewerkschaf­
ten halbiert wurden. Doch in dieser Feuerprobe des Terrors 
wurden heldenhafte Kämpfer für die Arbeiterklasse und für 
die Befreiung der Schwarzen geschmiedet. Anfangs sam­
melten sie sich in der syndikalistischen Industrial Workers of 
the World (IWW). Die besten von ihnen bildeten im Kiel­
wasser der Oktoberrevolution 1917 in Russland den Kern 
der Kommunistischen Partei der USA unter der Ägide der 
Kommunistischen Internationale, inspiriert von den Bol­
schewiki, die die bis heute einzige siegreiche proletarische 
Revolution geführt haben. 

Innerhalb eines Jahrzehnts - von Lenins und Trotzkis 
Kommunistischer Internationale geschult in der Notwendig­
keit, den Klassenkampf in den USA mit dem Kampf für die 
Befreiung der Schwarzen zu verknüpfen - führten dann die­
se kommunistischen Kräfte die gewaltigen Klassenschlach­
ten der 30er-Jahre. Doch diese viel versprechenden Kämpfe 
wurden durch die Kommunistische Partei an Roosevelts 
New-Deal-Demokraten ausverkauft. Die KP folgte der Linie 
der Stalinisten in Moskau, die 1923/24 die politische Macht 
von den Arbeitern in Russland usurpiert hatten und dabei 
waren, ihre Herrschaft über den Arbeiterstaat zu festigen. 
Die von den Stalinisten vorangetriebene Linie hieß, inter­
national Arbeiterkämpfe abzuwürgen und zugleich Deals 
mit den imperialistischen Herrschern auszuhandeln im bor­
nierten diplomatischen Interesse russischer Außenpolitik. 

Das heutige Amerika weist Ähnlichkeiten zum Amerika 
der 20er-Jahre auf, unterscheidet sich aber auch erheblich 
davon. Ähnlich ist die grundlegende Feindschaft der Kapita­
listen gegen jeden Fortschritt der Arbeiterklasse; ein großer 
Unterschied besteht darin, dass die endgültige Niederlage 
der bolschewistischen Revolution durch die kapitalistische 
Konterrevolution 1991/92 die Hoffnung auf eine sozialisti­
sche Zukunft selbst bei den kämpferischsten Teilen der 
Arbeiterklasse zu einem scheinbar utopischen Traum wer­
den ließ, auch bei den Jugendlichen, die sich den Verbre­
chen des kapitalistischen Systems widersetzen. 

Doch der Klassenkampf, dessen bisheriger Höhepunkt die 
Russische Revolution war, kann und wird nicht ausgelöscht 
werden. Es ist nicht nur eine brennende Notwendigkeit; es ist 
unvermeidlich, dass sich die amerikanische Arbeiterklasse 
zum Widerstand erheben wird gegen die seit 30 Jahren 
andauernden unaufhörlichen Angriffe auf ihr Wohlergehen. 
Und was dann? Die Arbeiter können die Bedingungen, unter 
denen sie gelebt haben, nur in Zeiten des Klassenkampfs 
überwinden - und auch dann nur, wenn ein Weg vorwärts 
erkennbar ist, und es ist Aufgabe einer revolutionären Arbei­
terpartei, diesen Weg zu weisen. Im Verlauf des Klassen­
kampfs kann sich eine neue Führung der Arbeiterbewegung 
entwickeln, können die derzeitigen Verräter gestürzt werden. 
Im Feuer des Kampfs werden sich auch die Kader zusammen­
schließen, um die internationalistische revolutionäre Partei 
zu schmieden, die den Sturz des blutgetränkten kapitalistisch­
imperialistischen US-Systems anführt und eine Arbeiter­
regierung bildet. Das wäre der entscheidende Beginn für die 
Schaffung einer weltweiten sozialistischen Ordnung, die der 
Ausbeutung und Unterdrückung des Menschen durch den 
Menschen für alle Zeiten ein Ende setzen wird. 
Übersetzt aus Workers VanguardNr. 836,12. November 2004 
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zeitgleich machten die US-Imperialisten Falludscha dem 
Erdboden gleich, zerstörten die Häuser und erschossen 
Zivilisten, um die Stadt von Terroristen zu "befreien". 

Die Reaktion in Deutschland war, diejenigen, die das 
Ziel des Staatsterrors und der pogromartigen Angriffe wa­
ren, für diese verantwortlich zu machen und es auf hier zu 
übertragen. Der Spiegel erklärt: 

"So geht es immer auch um die Türken, wenn seit dem 
Mord am niederländischen Filmemacher Theo van Gogh 
erregt um Integration, um Islamisten, Schultests oder 
Hassprediger, Leitkultur oder unterdrückte Frauen, um 
nationale Identität, Parallelgesellschaften, Straftäter und 
Migration gestritten wird." (29. November) 

Wenn Repräsentanten des Vierten Reichs "erregt" um die 
größte "nichtdeutsche" Bevölkerungsgruppe des Landes 
"streiten", ist es mordsgefährlich. Die Brandanschläge auf 
Moscheen in Sinsheim und Hamburg sind eine fürchterliche 
Erinnerung an die Brandanschläge in Mölln und Solingen 
und das Pogrom in Rostock 1992/93. Heim und Leben der 
Immigranten- und Flüchtlingsfamilien wurden zerstört, in 
Solingen fünf Frauen und Mädchen ermordet. Die faschisti­
schen Terroristen wurden zu ihren Taten damals von einer 
rassistischen Hysterie ermutigt, die durch eine Kampagne 
von CDU und SPD, das Asylrecht zu zerstören, aufge­
peitscht worden war. 

"Krieg gegen Terror" heißt Krieg gegen 
Immigranten, Linke, Arbeiter 

Bereits im Oktober dieses)ahres plante die CDU mit ei­
ner chauvinistischen "Unterschriftenkampagne" gegen ei­
nen EU-Beitritt der Türkei Rassismus anzuheizen und ihre 
rechte Wählerschaft zu befestigen. Mit der Explosion der 
"Integrationsdebatte" wurde das Thema von ihnen wieder 
aufgegriffen, gerade als ein EU-Gipfel über den Beginn von 
Beitrittsgesprächen ab 2005 entscheiden sollte. Die Ankün­
digung der CDU, zur nächsten Bundestagswahl den EU­
Beitritt der Türkei zum Wahlkampfthema zu machen, ist die 
Androhung, rassistischen Populismus in einer Situation zu 
benutzen, wo es weit verbreitete Unzufriedenheit mit den 
Angriffen auf den "Sozialstaat" gibt. Der rechte SPD-Ex­
Kanzler Helmut Schmidt setzte den Ton für eine kaum ver­
hüllte chauvinistische Hysterie mit seinen für ihn nicht neu­
en Bemerkungen, dass es ein "Fehler" gewesen sei, Arbeiter 
aus "fremden Kulturen" in den 60er-Jahren hierher zu brin­
gen. Schröder hat sicherlich an Popularität in der Türkei 
und bei der ethnisch türkischen Bevölkerung in Deutsch­
land für seine Haltung gewonnen, die Türkei in den Kandi­
datenstatus für die EU aufzunehmen und so scheinbar auf 
ihrer Seite zu stehen. Wir sind kompromisslos gegen die 
chauvinistische antitürkische Kampagne. Gleichzeitig sind 
wir unversöhnliche Gegner der imperialistischen EU und je­
der ihrer Ausweitungen. Dies würde nur die imperialistische 
Ausbeutung der türkischen Bevölkerung erleichtern, wozu 
auch die brutalen Kürzungsmaßnahmen gehören, die für 
Kandidaten erforderlich sind. Wie das rassistische Arbeits­
verbot gegen die neuen EU-Mitglieder unterstreicht und die 
Kampagnen zur Unterdrückung von PKK und linken türki­
schen Organisationen in EU-Ländern zeigen, sind die EU­
Imperialisten Feinde der Arbeiterklasse sowie der Kurden 
und anderer unterdrückter nationaler Minderheiten. 

Der Hintergrund der jetzigen antimuslimischen Kampa­
gne ist der von der SPD/Grünen-Regierung geführte so ge­
nannte "Krieg gegen den Terror". Dieser "Krieg" ist in 
Wahrheit ein Krieg gegen Immigrimten und wen auch im­
mer die Regierung zum "Feind" erklärt. Das zeigte sich An­
fang Dezember, als Allawi, Kopf des US-installierten iraki-
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Solingen 1993: Brandanschlag drei Nächte nach Ab­
schaffung des Asylrechts durch CDU, FDP und SPD 

schen Marionettenregimes, Schröder in Berlin besuchte. Po­
lizei und BKA führten national koordinierte Razzien in 
Wohnungen und Geschäften durch und verhafteten drei Ira­
ker und einen Libanesen, von denen sie behaupteten, sie 
hätten etwas mit einem "geplanten" Attentat auf Allawi zu 
tun. Laut Tagesspiegel (5. Dezember) ist nichts gefunden 
worden, was "zur Vorbereitung eines Anschlags dienen" 
könnte! Der "Krieg gegen den Terror" ist ein Angriff auf 
grundlegende demokratische Rechte und zielt letztendlich 
auf die Linke und die gesamte Arbeiterbewegung. Die 
integrierten Gewerkschaften müssen sich gegen diese Kam­
pagne stellen und an der Spitze der Immigranten und aller 
Unterdrückten gegen rassistische Angriffe, Abschiebungen 
und die Aushöhlung demokratischer Rechte mobilisieren. 
Nieder mit dem rassistischen "Krieg gegen den Terror"! Volle 
Staatsbürgerrechte für alle, die hier leben! 

Man muss sich nur Schilys "Sicherheitspakete" ansehen, 
von denen das erste nach dem Terroranschlag vom 11. Sep­
tember 2001 verabschiedet wurde. Das dritte würde nach 
Schilys Willen dem BKA mehr Macht geben, den Verfas­
sungsschutz stärken und ein nationales "Anti-Terror"-Zen­
trum in Berlin kreieren, d. h. die erste zentralisierte nationa­
le Polizeikörperschaft seit der Gestapo. Das BKA, das als 
ein notorisch brauner Sumpf nach dem Zweiten Weltkrieg 
aus dem Abschaum der ehemaligen SS und anderen Mas­
senmördern aufgebaut wurde, würde unter anderem die Be­
fugnis erhalten, jeden Beliebigen auszuspionieren, ohne 
auch nur den Vorwand des "Verdachts auf kriminelle Betäti­
gung" zu benötigen. Die herrschenden Kapitalisten wären 
dann einen weiteren Schritt vorangekommen, die "Vergan­
genheit zu überwinden" und den. deutschen Imperialismus 
wieder als eine Weltmacht zu etablieren. Diese Maßnahmen 
werden unter Ausnutzung und Aufpeitschung der Furcht vor 
"islamischem Terrorismus" durchgedrückt. Herzstück der 
neuen zentralisierten Polizei ist die so genannte Islamisten­
datei. Der Spiegel kommentierte, dass sich Schilys Chance, 
seine Pläne durchzubekommen, besonders seit dem verbre­
cherischen Terroranschlag am 11. März 2004 in Spanien 
verbessert haben: " ... niemand möchte von Schily als Brem­
ser an den Pranger gestellt werden, sollte tatsächlich einmal 
in Deutschland eine Bombe detonieren" (8. November). 

Fortgesetzt auf Seite 26 
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Die Islamistendatei ist für Schily nur ein Schritt zu seiner 
zentralen Anti-Terror-Datei: "Beispiele wie die PKK oder 
die Volksmudschahidin Iran zeigen, dass eine Beschränkung 
auf den islamistisch motivierten Terrorismus zu kurz griffe" 
(Der Spiegel, 20. November). 

Mediendebatte über "Integration" stärkt 
rassistische Ausgrenzung 

Wenn Schröder warnt, dass mythische "Parallelgesell­
schaften" nicht toleriert werden sollten, so ist das eine Bot­
schaft, dass die Bevölkerung türkischen, kurdischen, arabi­
schen und generell muslimischen Hintergrunds nicht 
"toleriert" wird und besser auf Linie bleibt, was ihre Isolie­
rung von der Gesamtgesellschaft verstärkt. Ein Artikel von 
Y. Michal Bodemann, Professor für Soziologie in Toronto, 
weist recht machtvoll darauf hin, dass es, wenn man das 
Wort Jude an die Stelle von Muslimen oder Türken setzen 
würde, einen berechtigten Aufschrei über derartig rohen 
Antisemitismus geben würde: 

"Übersehen wird dabei, dass es hier weitgehend um für 
Migranten reformulierte alte Antisemitismen geht: von 
der ,Parallelgesellschaft' (Den Juden, die nur ihresglei­
chen helfen) zur ,Undurchsichtigkeit' (den verdeckt ope­
rierenden, verschwörerischen Juden) bis hin zum jüdi­
schen und türkischen Patriarchat." ("Unter Verdacht", 
Süddeutsche Zeitung, 20. November) 

Die Juden von heute sind die Türken, Kurden und generell 
muslimische Immigranten in Deutschland, die im Faden­
kreuz der rassistischen Reaktion und des rassistischen 
Staatsterrors stehen. 

Die Bürgermeister der Berliner "Problembezirke" haben 
rassistische Tiraden über die angeblich mangelnde Inte­
grationsbereitschaft der dort lebenden Immigranten losge­
lassen. Jobs und Zukunft haben sie den Jugendlichen dieser 
Bezirke, die durch systematische rassistische Diskriminie­
rung am unteren Ende des ohnehin schlechten Arbeits­
marktes stehen, nicht zu bieten. Stattdessen wollen sie mehr 
Bullen haben und die Staatsgewalt stärken, um genauer zu 
überwachen, was die Imame predigen; und alles soll zwangs­
mäßig auf Deutsch abgehalten werden. Der Berliner Senat 
will staatlich kontrollierten Islamunterricht. Die Arbeits­
losigkeit beträgt 40 Prozent unter der eingewanderten Be­
völkerung Berlins. Insbesondere gibt es keine Jobs für jun­
ge Frauen aus diesen Bezirken, und das bedeutet keine 
Chance auf ökonomische Unabhängigkeit. Das ist eine ver­
nichtende Anklage gegen dieses rassistische kapitalistische 
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System. Man wird eine Arbeiterrevolution brauchen, um die 
herrschenden Kapitalisten zu enteignen, deren irrationales 
Profitsystemall dem zugrunde liegt. In einer Periode relativ 
niedrigen Klassenkampfes und nach der kapitalistischen 
Konterrevolution von 1990-92 in Osteuropa und der Sow­
jetunion scheint dies vielen als utopisch. Aber Klassenkampf 
ist unvermeidbar, was angesichts der schwelenden Wut über 
die Angriffe der SPD/Grünen-Regierung greifbar ist. 

Notwendig ist eine revolutionäre Avantgardepartei, um 
die unvermeidlichen Kämpfe zu einer erfolgreichen, revolu­
tionären Lösung zu führen. Diese Partei wird durch die In­
tervention in soziale Kämpfe aufgebaut werden, indem die 
klassenbewusstesten Kämpfer zu einem revolutionären Ka­
der geschmiedet werden und darum kämp~en, das 
Klassenbewusstsein der Arbeiter zu heben. Dafür kämpfen 
wir Spartakisten. Ein strategischer Teil dieses Programms ist 
der Kampf, die Arbeiterklasse gegen rassistische Unterdrü­
ckung zu mobilisieren. 

Für die revolutionäre Einheit 
der multiethnischen Arbeiterklasse! 

Das einzige internationalistische, antirassistische Pro­
gramm, das siegen kann, ist das der Mobilisierung der 
Arbeiterklasse gegen die Kapitalisten und ihr System von 
Rassismus und Krieg. Nur im Kampf Klasse gegen Klasse 
können die nationalen und ethnischen Spaltungen zwischen 
den Arbeitern, die eine falsche Identifizierung mit den "ei­
genen" Bossen ausdrücken, ausgeräumt werden. Die Not­
wendigkeit, dass die Arbeiterklasse ihre soziale Macht im 
Kampf gegen den rassistischen Staatsterror nutzt, muss im 
Verlauf der Kämpfe bewusst gemacht werden. Die gleichen 
holländischen Bullen, die bürgerkriegsähnliche Einsätze -
die Abriegelung und Terrorisierung des Immigrantenviertels 
von Den Haag - durchführten, schlugen auch Hafenarbei­
tern die Köpfe ein, als diese 2003 gegen das "Port Package" 
der Bosse und der EU in Rotterdam kämpften. 

Entscheidend für diese Perspektive "Klasse gegen Klas­
se" und dafür, die Arbeiter von ihrer gegenwärtigen 
sozialdemokratischen Führung zu brechen, ist das Ziehen 
einer Linie gegen alle rassistischen Vorurteile in der Arbei­
terklasse mit der Forderung nach vollen Staatsbürgerrechten 
für alle, die hier leben. Staatsbürgerrechte sind eine demo­
kratische Errungenschaft, die jedoch rassistische Diskrimi­
nierung nicht beenden und auch nicht die vielen Probleme 
lösen, denen Flüchtlinge, Immigranten oder ihre hier gebo­
renen Kinder und Enkel gegenüberstehen. Dass dies so ist, 
beweisen die Pakistaner und Inder in Britannien oder die 
maghrebinische Bevölkerung Frankreichs, die Staatsbürger­
rechte haben. Aber der Kampf für diese grundlegende For­
derung hätte einen riesigen Einfluss auf die Kampffähigkeit 
der Arbeiterklasse insgesamt und wäre ein Sieg für den In­
ternationalismus. Überdies führt der Kampf für gleiche 
Rechte - das Recht zu arbeiten und sich in die Gesellschaft 
zu integrieren ohne die Furcht vor Abschiebung, rassisti­
schem Terror und Diskriminierung - die Arbeiterklasse 
direkt in Konflikt mit dem irrationalen und ungerechten Be­
darf des kapitalistischen Systems der Produktion für Profit. 
Dieses Bestreben wird erst völlig verwirklicht werden kön­
nen durch die Herrschaft der Arbeiterklasse und wird (wie 
es auch historisch der Fall gewesen ist) in die Grundsätze 
der Arbeiterregierung geschrieben werden, die auf proleta­
rischem Internationalismus basiert. , 

Als ein Ergebnis der kapitalistischen Konterrevolution in 
der DDR und Osteuropa hat heute die deutsche Bourgeoi­
sie ein großes Reservoir von arbeitslosen ausgebildeten 
Arbeitern und versucht einfache Arbeit in Länder zu expor­
tieren, wo die Profitrate wesentlich höher ist. Während tür­
kische und kurdische Arbeiter ein strategisch wichtiger Teil 
der Arbeiterklasse in Deutschland bleiben, haben die rassis-
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tischen Herrscher Deutschlands zuneh­
mend keinen ökonomischen Bedarf an ei­
nem großen Teil der türkischen und kurdi­
schen Bevölkerung hier, speziell die zweite 
und dritte Generation, für die es keine Ar­
beit gibt. Sie werden von der herrschenden 
Klasse sowohl mit rassistischer Verachtung 
als auch mit Furcht betrachtet, weil sie so­
zialen Sprengstoff darstellen. 
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Es ist unerträglich, wenn Schröder von 
den Immigranten verlangt: "Sie müssen 
sich klar und unmissverständlich zu unse­
rer Rechtsordnung und unseren demokra­
tischen Spielregeln bekennen" (Süddeut­
sche Zeitung, 20. November). Diese ras­
sistische Gesellschaft verweigert Millionen 
der zweiten und dritten Generation von 
"Immigranten", die hier leben, das grundle­
gende Recht auf Staatsbürgerschajt (zu wäh-
1en und die gleichen Rechte zu haben wie 
andere Bürger) und behandelt sie als "Aus­
länder", obwohl sie hier geboren sind oder 
den größten Teil ihres Lebens hier 

Berlin, 1. Mai: DIDF-Gewerkschafter für integrierten Kampf. Einheit der 
Arbeiterklasse muss aber gegen nationalistische SPD errungen werden 

verbrachten. Aber die kapitalistischen Herrscher bieten den 
"Nicht-Deutschen" auch keine Zukunft: Allein zwischen 
1998 und 2002 ist die Beschäftigung "ausländischer" Arbei­
ter in der Schwerindustrie um 15 Prozent zurückgegangen. 
22 Prozent der "nichtdeutschen" Bevölkerung des Berliner 
Bezirks Neukölln lebt von Sozialhilfe. Von diesen haben 
75 Prozent keine Ausbildung. Das ist das Ergebnis der Zer­
störung von 250000 Arbeitsplätzen in der Metallindustrie 
Berlins allein seit der kapitalistischen Konterrevolution 
1990. Rassistische Diskriminierung stellt sicher, dass die Si­
tuation für Jugendliche mit Migrationshintergrund trostlos 
bleibt: Ein Manager eines Autozulieferers "organisiere 
Fahrgemeinschaften für Mitarbeiter - aus Hennigsdorf. Be­
schäftigte aus Neukölln könne er nicht brauchen" (Tages­
spiegel, 13. November). Neuköllns Bürgermeister Busch­
kowsky (SPD) schiebt die Schuld für die Trennung der 
Immigranten von dieser Gesellschaft unverschämter Weise 
auf diese selbst, weil sie in dem Bezirk eine andere Sprache 
sprechen: "Es gibt nichts mehr, was sie nicht in ihrer 
Heimatsprache erledigen können, bis hin zu eigenen, ver­
pflichtenden Verhaltensnormen. Das nenne ich eine Paral­
lelgesellschaft" (Tagesspiegel, 13. November). 

Gegen solchen "Nur-deutsch"-Chauvinismus und die 
diskriminierende Forderung, dass islamische Predigten nur 
in deutscher Sprache gehalten werden dürfen, stehen wir in 
der Tradition von Lenin und den Bolschewiki: "Das nationa­
le Programm der Arbeiterdemokratie: absolut keine Privile­
gien für irgendeine Nation, rur irgendeine Sprache". Aber 

·wir sind nicht gleichgültig über die Frage der Sprache. Die 
Beherrschung der deutschen Sprache ist eine grundlegende 
Vorbedingung für Jugendliche aus ethnischen Minderheiten 
dafür, dass sie in diesem kapitalistischen System eine Chan­
ce auf einen Arbeitsplatz haben. Und dafür sind wir, weil es 
der einzige Weg ist, um die notwendige soziale Macht zu be­
kommen, gegen dieses rassistische System zu kämpfen. Das 
neue Zuwanderungsgesetz verlangt das Beherrschen der 
Sprache und setzt gleichzeitig den Leuten die Pistole an den 
Kopf mit der Drohung von Abschiebung. Das nennt sich 
dann zynischerweise "Integrationsförderung" . Dies ist nicht 
mehr als ein grausamer Witz, da der Staat überall in 
Deutschland die Bildungsprogramme massiv einschränkt, 
von Kinderkrippen über bezahlbare Sprachkurse bis zum 
zweisprachigen Unterricht. Wie wir in dem Artikel "Stoppt 
rassistische Angriffe auf türkisch-deutschsprachigen Unter­
richt!" (Spartakist Nr. 144, Sommer 2001) schrieben: 

"Wir befürworten kostenlose zweisprachige Programme 

als eine rationale Herangehensweise, Kindern eine Brü­
cke zu bauen zwischen ihrer Muttersprache und der 
deutschen Sprache." 

Für kostenlose, hochwertige Sprach-, Lese- und Schreib kurse 
für alle, die sie wollen! 

Millionen türkischer Arbeiter haben sich unter schlimms­
ten Bedingungen abgerackert für die Profite der deutschen 
Kapitalisten. Diejenigen, die jetzt in Arbeitslosigkeit gera­
ten, sind bitterer Armut durch Hartz IV ausgesetzt und kön­
nen sogar abgeschoben werden. Die Krokodilstränen der 
Bourgeoisie über das Schicksal von türkischen und kurdi­
schen Frauen, die unter einer schrecklichen, unterdrückeri­
schen Familiensituation leiden, sind reine Heuchelei, wenn 
man überlegt, dass sie am härtesten betroffen sind von Ar­
beitslosigkeit und Hartz IV, welches das Einkommen des 
Partners einberechnet dabei, ob man überhaupt etwas be­
kommt. Ein Arbeitsplatz ist die Grundlage für Unabhängig­
keit und für die Hoffnung sich integrieren zu können, aber 
die Kapitalisten - die nur für Profit produzieren und nicht 
für soziale Bedürfnisse - können ihn einem großen Teil der 
Bevölkerung nicht zur Verfügung stellen. 

Die Arbeiterklasse muss für Arbeit für Alle kämpfen. 
Dies ist unerlässlich für die Existenz und Effektivität ihrer 
Gewerkschaften, weil sonst die Bosse das perfekte Werk­
zeug haben, die Arbeiter durch die Drohung mit Massenar­
beitslosigkeit zu erpressen. Wie die militanten Kämpfe für 
die 35-Stundenwoche in den 80er-Jahren zeigten, stehen die 
Teile der Arbeiterklasse, die von Arbeitslosigkeit am stärks­
ten bedroht und betroffen sind - Frauen und Immigranten -
oft in der ersten Reihe der kämpferischsten Arbeiter. Aber 
die sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer unterminie­
ren dies durch nationalistischen Protektionismus und Chau­
vinismus. DGB-Vorsitzender Sommer unterschrieb skanda­
löserweise eine gemeinsame Erklärung mit dem Arbeit­
geberpräsident Hundt, die nur so strotzt von rassistischer 
Raserei zur Verteidigung der "nationalen Identität" gegen 
die "islamische Bedrohung": "Die Werte des Grundgesetzes 
bilden das Fundament der Bundesrepublik Deutschland ... 
Wer gegen sie handelt - ob unter dem Deckmantel der Reli­
gion oder zur Durchsetzung extremistischer Vorstellungen -
kann nicht mit Toleranz rechnen" ("Miteinander statt Ne­
beneinander - Integration durch Fördern und Fordern", 
Gemeinsame Erklärung von Arbeitgeberpräsident Dr. Die­
ter Hundt und DGB-Vorsitzenden Michael Sommer, 
28. November). Da macht der Vorsitzende des Bundes der 
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Arbeitergewerkschaften mit dem Klassenfeind gemeinsame 
Sache bei einer Erklärung, die die Hass-Kampagne der 
Bourgeoisie und der Regierung unterstützt, die unter ande­
rem gegen die Hunderttausende von türkischen, kurdischen 
und arabischen Gewerkschafter im DGB gerichtet ist! Dies 
muss offen gelegt werden als der Verrat, der es ist, und be­
kämpft werden durch politischen Kampf gegen die der SPD 
treu ergebenen verräterischen Führer und für eine klassen­
kämpferische Gewerkschajtsjührung. 

Die Linke, Frauenunterdrückung und Rassismus 
gegen Immigranten 

Liberale bürgerliche Ideologen wie Alice Schwarzer 
haben die Unterdrückung von Frauen unter dem Islam the­
matisiert, um antimuslimischen Rassismus respektabel zu 
machen. In einem Artikel des Spiegel vom 15. November, 
"Allahs rechtlose Töchter - Muslimische Frauen in 
Deutschland", werden Aspekte einer sehr bitteren Realität 
in Deutschland angesprochen, nämlich das höllische Leben 
von Frauen, die jahrelang Erniedrigung, Isolation, Schlägen 
und Todesdrohungen durch Ehemänner, Väter, Brüder und 
sogar Söhne ausgesetzt sind. Mädchen und junge Frauen, 
die nach Deutschland gebracht wurden, um unter Zwang 
einen Mann zu heiraten, den sie nie zuvor gesehen haben, 
werden in Isolierung gehalten, wie es sehr machtvoll und 
schmerzlich in Tevfik Basers Film ,,40 Quadratmeter 
Deutschland" dargestellt wurde. Diese Geschichten sind 
nicht neu, und deutsche und türkische Aktivisten für 
Frauenbefreiung, die jahrelang in Frauenhäusern und in so­
zialen Projekten gearbeitet haben, haben ihre Frustration 
darüber zum Ausdruck gebracht," dass niemand interessiert 
ist an der häuslichen Gewalt gegen Frauen. Der Spiegel-Arti­
kel zitiert Zahlen über häusliche Gewalt, der 25 Prozent 
aller Frauen und 38 Prozent der Frauen türkischer Herkunft 
ausgesetzt sind. Aber die entsetzliche Wahrheit ist, dass das 
Schicksal der Frauen instrumentalisiert wird, um die gesam­
te muslimische immigrierte Bevölkerung zu brandmarken 
und um mehr staatlichen Zwang und Unterdrückung gegen 
Immigranten zu fordern. Während alle sozialen Program­
me, inklusive Frauenhäuser, Kinderkrippen und Kindergär­
ten sowie kostenlose Sprachkurse, zusammengestrichen 
werden, rufen die Experten des Spiegel scheinheilig dazu 
auf, "Menschenrechte und Frauenrechte in den Schulen" zu 
lehren. Sie bejubeln das rassistische Zuwanderungsgesetz 
als einen "ersten Schritt" und verlangen eine verschärfte 
Einwanderungspolitik gegen Frauen, die aus der Türkei 
oder arabischen Ländern hierher gebracht werden, mehr 
staatliche Kontrolle, was in Koranschulen gelehrt wird, usw. 

Die "Sorge um Frauenrechte" von der Bourgeoisie ist ei­
ne atemberaubende Heuchelei. In Afghanistan spielten die 
USA und die westeuropäischen Imperialisten eine maßgeb­
liche Rolle bei der Unterstützung des Aufstiegs des politi­
schen Islam, als sie ab 1979 Osama bin Laden und die Frau­
en hassenden Mörderbanden der Mudschaheddin gegen die 
sowjetische Rote Armee finanzierten und bewaffneten. Das 
war Teil des zweiten Kalten Krieges, um die verbliebenen 
Errungenschaften des bürokratisch degenerierten Arbeiter­
staats Sowjetunion zu zerstören. Afghanistan war das einzi­
ge Beispiel in der modernen Geschichte, wo ein Krieg ange­
fangen wurde über die Frage von Rechten für Frauen. Die 
Rote Armee stand eindeutig auf der Seite des sozialen Fort­
schritts - es wurde Bildung, wissenschaftliches und techni­
sches Training für Frauen eingeführt und der Sklavenhandel 
mit Frauen wurde eingeschränkt - gegen den reaktionären 
Abschaum, welcher unverschleierten Frauen Säure ins Ge­
sicht goss und sowjetische Soldaten bei lebendigem Leibe 
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häutete, weil ihre Anwesenheit es ermöglichte, dass junge 
Mädchen Lesen und Schreiben lernen konnten. Wir hatten 
eindeutig eine Seite. Wir sagten: "Hoch die Rote Armee in 
Afghanistan! Weitet die Errungenschaften der Oktober­
revolution aus!" Die antisowjetische Einheitsfront in 
Deutschland - welche von den Nazis über Helmut Schmidt 
und die SPD, den bürgerlichen Feministinnen bis zu den re­
formistischen Linken der Pseudotrotzkisten und türkischen 
Maoisten usw. reichte - hatte auch eine klare Seite: mit den 
Mullahs und gegen die Rote Armee! 

Die heuchlerische Instrumentalisierung der Frauen­
unterdrückung unter dem Islam wurde über die Kampagne 
für das rassistische Verbot des Kopf tuchs für Lehrerinnen 
und Beamtinnen vorangetrieben. Der SPD/PDS-Senat setz­
te das Verbot im Juli für das Land Berlin durch, und Schrö­
der trommelte jetzt im November dafür. Viele linke türki­
sche und kurdische Organisationen, die ebenfalls im Faden­
kreuz der antimuslimischen Kampagne stehen, unterstützen 
das Verbot. Die Föderation der Demokratischen Arbeiter­
vereine (DIDF) prangert zum Beispiel zu Recht die "hyste­
rische Hetzkampagne" an und zeigt auf, wie die antimusli­
mische Kampagne dazu dient, staatliche Repression zu 
stärken und demokratische Rechte einzuschränken ("Erklä­
rung der DIDF zur aktuellen ,Integrationsdiskussion': Für 
eine gemeinsame Zukunft", 30. November). DIDF beugt 
sich aber der SPD und unterstützt das rassistische staatliche 
Kopftuchverbot: "Daher tritt die DIDF strikt gegen alle reli­
giöse Symbole in Schulen und öffentlichen Anstalten auf" 
("Welchem Zweck dient die Kopftuchdebatte?", 11. März 
2004). Dies reflektiert DIDFs sozialdemokratische Illusio­
nen, dass der kapitalistische Staat und die SPD-geführte Re­
gierung Institutionen zum Schutz von "Demokratie" seien, 
die Gleichheit und soziale Integration fördern. Falsch! Als 
Leninisten wissen wir, dass dies eine Illusion über den Cha­
rakter des bürgerlichen Stilates ist, dessen Zweck es ist, das 
System aus Privateigentum und Ausbeutung aufrecht­
zuerhalten. Bürgerliche Demokratie bedeutet Demokratie 
für die Bourgeoisie, Unterdrückung der Arbeiter und, falls 
notwendig, rassistischen Terror. Die Unterstützung von 
DIDF für das staatliche Kopftuchverbot stärkt genau die 
rassistische Kampagne, gegen die DIDF protestiert! 

In unserem Artikel "Nein zum rassistischen Kopf­
tuchverbot!" (Spartakist Nr. 152, Herbst 2003) erklärten wir, 
warum es notwendig ist, sich gegen das Kopftuchverbot 
durch den bürgerlichen Staat zu stellen: 

"Das Kopf tuch ist ein Instrument zur tagtäglichen Unter­
werfung der Frau unter den Mann in islamischen Gesell­
schaften weltweit und auch in dem immer mehr 
ghettoisierten Leben von Immigrantinnen in Europa ... 
Dennoch: Wir sind gegen Verbote durch den rassisti­
schen bürgerlichen Staat, weil sie nur brutale Maßnahmen 
zum rassistischen Ausschluss und zur Anheizung religiöser 
Bigotterie sein können." (Hervorhebung hinzugefügt) 
Die reaktionären Auswirkungen der bürgerlichen anti­

muslimischen Kampagne zeigen sich eindeutig darin, dass 
die Zahl der Frauen mit muslimischem Hintergrund, die das 
unterdrückende Kopftuch tragen, im letzten Jahrzehnt in 
Europa angesichts des verschärften gegen Immigranten 
gerichteten Terrors zugenommen hat. Die moralischen 
Zwänge, denen junge Frauen ausgesetzt sind, sind häufig in 
Teilen Istanbuls weitaus geringer als diejenigen, denen 
Frauen türkischen Hintergrunds in Berlin ausgesetzt sind. 
Denn die Segregation einer rassistischen Gesellschaft stärkt 
den Würgegriff der Familie auf das Leben dieser FFauen. 
Nieder mit dem rassistischen Kopjtuchverbot! Für die Trennung 
von Kirche und Staat! Für Frauenbejreiung durch sozialistische 
Revolution! 

Wir sehen den Kampf für Arbeitermobilisierungen gegen 
die rassistische antimuslimische Kampagne der Regierung 



WINTER 2004/2005 

Falludscha ... 
Fortsetzung von Seite 32 

Mann, der dort zurückblieb, ein Mudschaheddin sem 
musste." 

Viele von denen, denen es dennoch gelang, herauszu­
kommen, wurden umgebracht, während sie zu den Flücht­
lingslagern oder zu Verwandten außerhalb der Stadt flohen. 
US-Streitkräfte versenkten Boote, die Flüchtlinge transpor­
tierten. Der AP-Fotograf Bilal Hussein musste Gewehrfeuer 
ausweichen, um aus seiner Heimatstadt zu fliehen, und ver­
suchte durch den Euphrat zu schwimmen. Mit Entsetzen 
musste er zusehen, wie eine fünfköpfige Familie vor seinen 
Augen erschossen wurde, als sie versuchte durch den Fluss 
zu schwimmen. Dann half er, "am Flussufer einen Mann mit 
meinen eigenen Händen zu begraben". 

Das Ausmaß dieses Verbrechens verlangt riesige interna­
tionale Proteste. Die internationale Arbeiterklasse, nicht zu­
letzt das amerikanische Proletariat, sollte Klassenkampf­
Aktionen, Demonstrationen, Streiks und den Boykott des 
Transports von Kriegsmaterial organisieren. Dies erfordert 
einen politischen Kampf gegen die AFL-CIO-Führer, die 
Rücklagen der Gewerkschaften verschwendeten und Kräfte 
mobilisierten zur Unterstützung des Pro-Kriegs-Kandidaten 
der Demokratischen Partei, John Kerry, der erklärte: "Ich 
spreche nicht darüber, [den Irak] zu verlassen, ich spreche 
darüber, zu gewinnen!" Wir fordern den sofortigen, bedin­
gungslosen Rückzug aller US- und alliierten Truppen aus 
dem Irak! Wir rufen auf zur Verteidigung der irakisehen 
Völker gegen die US-Besatzer und die Truppen und die Po­
lizei ihrer irakisehen Marionetten. Insoweit die Kräfte im 
Land auf die imperialistischen Truppen und ihre Söldner 
zielen, rufen wir zu ihrer Verteidigung auf. Jeder Schlag ge-

als Teil des Kampfes für eine leninistische Partei, die als 
Volkstribun aller Unterdrückten das notwendige Instrument 
dafür ist, revolutionäres Klassenbewusstsein in die Arbei­
terklasse hineinzutragen. Die pseudotrotzkistische Gruppe 
Linksruck stellt sich auch gegen die antimuslimische Kam­
pagne und zirkulierte kürzlich eine Unterschriftenliste unter 
der Überschrift "Schluss mit der Hetze gegen Muslime". 
Während Linksruck so den berechtigten Hass vieler anti ras­
sistischer Jugendlicher gegen diese heuchlerische Kampa­
gne anspricht und sich einen Namen als "antiimperialis­
tisch" macht, ist ihr Programm von Anpassung ein 
Hindernis, die Arbeiterklasse unabhängig von der Bour­
geoisie im Kampf gegen rassistische Unterdrückung zu mo­
bilisieren. Linksruck leugnet den unterdrückerischen Cha­
rakter des Kopftuchs und beschönigt so den Islam. Die 
Cliff-Tendenz, der Linksruck angehört, gehörte zu den 
begeistertsten Unterstützern der von den Imperialisten ge­
sponserten islamischen Fundamentalisten gegen die Rote 
Armee in Afghanistan in den 1980er-Jahren. 1979 unter­
stützten sie Chomeinis "Iranische Revolution", die zur Ab­
schlachtung zahlloser Frauen, Linker, Arbeiter und Kurden 
führte. Bei jeder Wahl bis einschließlich 2002 unterstützte 
Linksruck loyal die SPD/Grünen-Regierung - die offen ras­
sistischen Terror gegen Immigranten propagierte und 
durchführte und imperialistische Kriege und Besetzungen 
vom Balkan bis Afghanistan führte. Erst vor kurzem, als 
Schröder zu unpopulär geworden war, wechselten sie zu un­
kritischer Unterstützung für die sozialdemokratische Wahl-
alternative. . 

Dringend notwendig ist eine leninistische Partei, die ge­
gen jede Form von Unterdrückung kämpft. Die klassen­
bewusstesten Kämpfer von der Bevölkerung türkischen, 
kurdischen und arabischen Hintergrunds und ihre Söhne 
und Töchter der zweiten und dritten Generation werden ei-
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gen das US-Militär und die alliierten Kräfte im Irak ist ein 
Schlag für die Interessen des internationalen Proletariats. 

Rassismus und imperialistische Besetzung 
Wir haben davor gewarnt, dass die amerikanische militä­

rische Besatzung, wenn sie auf Widerstand stoßen wird, zu­
nehmend brutaler werden wird. Haifa Zangana, eine iraki­
sehe Schriftstellerin, die unter Saddam Hussein ins 
Gefängnis geworfen wurde, schreibt: "Seit der formalen 
Übergabe der Souveränität am 30. Juni sind wir Zeuge ge­
worden von einer Eskalation von Kollektivstrafen gegen ira­
kische Städte nach israelischem Stil. Gemetzel an Zivilisten, 
verbunden mit enormen Zerstörungen an Häusern und der 
Infrastruktur sind zur alltäglichen Realität geworden" (Lon­
doner Guardian, 17. November). Der australische Journalist 
J ohn Pilger berichtet: 

"Nach Angaben eines hohen britischen Offiziers sehen 
die Amerikaner die Iraker als Untermenschen an, ein 
Begriff, den Hitler in Mein Kampf benutzte, um Juden, 
Roma und Slawen als minderwertige Menschen zu be­
zeichnen. Dies ist, wie die Nazi-Armee die Belagerung 
russischer Städte durchführte und Kämpfer wie Nicht­
kämpfer abschlachtete. Koloniale Verbrechen wie in Fal­
ludscha zu normalisieren macht solchen Rassismus not­
wendig, der unsere Vorstellung mit ,dem anderen' 
verbindet. " 
In ähnlichem Stil beschreibt ein Kommentar des Wall 

Street Journal (18. November) die Stadt Falludscha als eine 
"Terrorhöhle" und rechtfertigt das Erschießen des unbe­
waffneten, verletzten irakisehen Mannes in der Moschee. 
Sie höhnten: "Wer aus der Sicherheit seines Sofas in Man­
hattan hat das Recht zu beurteilen, was dieser Marine in der 
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nen entscheidenden Teil des Kaders einer solchen Partei 
ausmachen. Wir wollen Arbeiter und Jugendliche gewinnen, 
die die arbeiterfeindliche, chauvinistische und prokapitalis­
tische Politik der Sozialdemokratie, der historischen Barrie­
re gegen revolutionäres Bewusstsein in der Arbeiterklasse, 
zurückweisen; diejenigen gewinnen, die im kapitalistischen 
Staat keinen unparteiischen Beschützer sehen, sondern eine 
Maschinerie der rassistischen Unterdrückung; diejenigen 
gewinnen, die Schluss machen wollen mit einem System, das 
so brutal ist, dass religiöser Fundamentalismus sich den An­
schein eines Auswegs geben kann. Wir kämpfen für diese 
Partei, das notwendige Instrument, um diesem grausamen 
und unterdrückerischen System ein Ende zu bereiten. Für 
eine revolutionäre multiethnische Arbeiterpartei! Zerschlagt 
rassistischen Terror! Nieder mit dem deutschen Imperialismus 
durch Arbeiterrevolution!. 
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Baldwin/NY Times 

Obdachlose und hungrige Flüchtlinge aus Falludscha 
stehen nach Zerstörung ihrer Stadt nach knappen 
Lebensmitteln an 

Falludscha ... 
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Moschee getan hat?" Die Gräueltaten in der ~oschee von 
Falludscha wurden sehr schnell zu einer Schablone für die 
US-Truppen und ihre irakisehen Marionetten-Streitkräfte. 
Am 19. November stürmten 200-300 Truppen der iraki­
sehen Nationalgarde, unterstützt von amerikanischen Streit­
kräften, die Al-Hanifa-Moschee in Bagdad, als sie zum En­
de des Freitagsgebets voll mit Gottesdienstbesuchern war. 
Beim Sturm auf diese Moschee, eine der wichtigsten Sunni­
Moscheen im Irak, wurden mindestens zwei getötet und 
neun verletzt. 

Le Monde berichtete, dass außerhalb der Moschee dut­
zende Männer gezwungen wurden, sich unter den Waffen 
der US-Armee mit dem Gesicht zur Erde auf den Boden zu 
legen. Die Entweihung der Moscheen ist eine riesige Belei­
digung jedes Moslems in der Region und der Welt. Mit sol­
chen Aktionen verkünden die christlichen Fundamentalis­
ten der Bush-Regierung, dass nichts heilig ist, unter der 
US-Besatzung nichts verschont wird und die Opfer ihrer Po­
litik verflucht sind. 

Das Abdrehen der Wasserversorgung, das Verhungern­
lassen von Zivilisten, willkürliches Ermorden Unbewaffne­
ter und Verwundeter - alles dies sind Kriegsverbrechen im 
Sinne der Genfer Konvention, die die USA unterzeichnet 
haben. Aber die einzige Regel, die die USA anerkennen, ist 

SPARTAKIST 

die, mit der sie durchkommen. Bevor die kapitalistische 
Konterrevolution 1991/92 die Sowjetunion zerstörte, hielt 
die Angst vor dem nuklearen Arsenal der Sowjetunion den 
US-Imperialismus in Schranken. Jetzt, wo das militärische 
Arsenal der USA das Arsenal eines jeden Rivalen um ein 
Vielfaches übertrifft, unterdrücken die USA, wo immer es 
ihnen passt. Gestärkt durch die Wiederwahl eskaliert Bush 
die Brutalität im Irak und rasselt gegen Iran und Nordkorea 
dreist mit dem Säbel. Wir bestehen darauf, dass der nordko­
reanische deformierte Arbeiterstaat das Recht auf nukleare 
Waffen hat, um sich gegen den US-Imperialismus zu vertei­
digen. 

Der Schleier der "Neutralität" muss vom blutigen Ge­
sicht der Vereinten Nationen gerissen werden, deren Sank­
tionen gegen den Irak, die 1990 auf Geheiß der USA ver­
hängt wurden, eineinhalb Millionen Menschen umbrachten. 
Die Hungerblockade, wie auch die UN-Waffeninspektionen, 
öffneten das Land buchstäblich für die Plünderung und Zer­
störung durch den US-Imperialismus. Auffallend ist, dass 
die UNO und die Hauptorgane der kapitalistischen Medien 
einen frühen Hilferuf des regierenden Shura-Rates von Fal­
ludscha absolut geheim hielten. CounterPunch und Asia 
Times veröffentlichten Auszüge eines Briefes, der am 14. 
Oktober vom Falludscha-Shura-Rat an Kofi Annan gesandt 
wurde: 

"In Falludscha haben [die Amerikaner] ein neues vages 
Ziel kreiert: Al-Sarkawi. Ein Jahr ist vergangen, seit die­
ser neue Vorwand von ihnen aufgebaut worden ist, und 
wann immer sie ein Haus, eine Moschee, ein Restaurant 
zerstören und ein Kind und eine Frau umbringen, sagen 
Sie: ,Wir haben eine erfolgreiche Operation gegen Al­
Sarkawi unternommen.' Die Bevölkerung von Falludscha 
versichert Ihnen, dass diese Person, wenn sie existiert, 
sich nicht in Falludscha befindet ... und wir haben keine 
Verbindung zu solchen Gruppen, die solch inhumanes 
Verhalten unterstützen. Wir appellieren an Sie, die UNO 
zu drängen, ein neues Massaker [zu verhindern], das die 
Amerikaner und ihre Marionettenregierung in Fallu­
dscha, wie auch in vielen anderen Teilen des Landes, bald 
zu starten planen." 

Keine Illusionen in kapitalistische "Demokratie" 
"Demokratie" war natürlich der Vorwand für das Blut­

bad in Falludscha. George Bush will ein Abziehbild von Le­
gitimität auf die blutige amerikanische Besatzung des Irak 
klatschen und strebt an, "ausländische Aufständische" (seht, 
wer hier wen als "Ausländer" bezeichnet) vor den Schein­
wahlen, die für den 30. Januar geplant sind, herauszusäu­
bern. Das Time-Magazin berichtet, dass die CIA ihr geneh­
me Kandidaten finanziert, so wie die "Firma" geholfen hat 
US-Ioyale -neokoloniale Regime aufzubauen - das heißt, 
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wenn die USA überhaupt Wert darauf gelegt haben, nach 
den Kugeln noch Stimmzettel zu verteilen. 

Al-Dschasira zitiert den stellvertretenden Kommandeur 
des US-Zentralkommandos, Generalleutnant Lance Smith, 
der herrisch feststellt, dass die Wahlen in Falludscha wohl 
überhaupt nicht stattfinden werden. "Und so könnte es sein, 
dass eben auch, ohne dass eine Stadt wie Falludscha abstimmt, 
es eine adäquate Repräsentation der Sunniten gibt, so dass sie 
den Eindruck haben oder es so aussieht, als ob es eine legitime 
Repräsentation aller involvierten Seiten sei." Smith sagte, 
dass zusätzliche Truppen eingesetzt werden, um vor der Ab­
stimmung "die Sicherheit des Landes" herzustellen. 

Kurz bevor die USA letzten April ihren früheren Angriff 
auf das vorwiegend sunnit ische Falludscha, in Vergeltung für 
die Tötung von vier Söldnern, durchführte, griffen die 
Besatzer auch den schiitischen Kleriker Muktada Al-Sadr 
an, indem sie seine Bagdader Zeitung dicht machten. Diese 
Ereignisse waren der Zündfunke für Proteste im Irak und 
einer zeitweiligen Einheit zwischen Schiiten und Sunniten 
gegen die Besetzung. Diesmal nutzte Washington die seit 
langem bestehenden ethnischen und religiösen Spaltungen 
im Land besser zu seinem Vorteil. Daher setzten die USA 
kurdische bewaffnete Kräfte in Falludscha ein und machten 
ihnen vor, sie seien die erwählten Statthalter Washingtans, 
vor den schiitischen Führern. Irak ist keine Nation, sondern 
ein Flickenteppich verschiedener Völker und Ethnien, der 
vom britischen Imperialismus nach dem Ersten Weltkrieg 
aus dem alten türkischen Osmanischen Reich herausge­
schnitten wurde. Unter der Baath-Partei herrschte die sun­
nitische Minderheit über die schiitische Mehrheit, und jetzt 
sieht es so aus, als ob sich die Bedingungen der Unterdrü­
ckung umdrehen. 

Unterdessen schauen viele irakische Kurden (Teil der 
kurdischen Nation, die sich auch über Teile des Iran, der 
Türkei und Syriens erstreckt) fälschlicherweise mit Hoff­
nung auf die amerikanische Besetzung als ein Schutzwall ge­
gen die arabische Wiedereroberung. Wie wir in "The Left 
and the ,Iraqi Resistance'" ["Die Linke und der ,irakische 
Widerstand'" ](Workers J1mguard Nr. 830, 6. August 2004) 
schrieben: "Solange die Arbeiterklasse nicht als eine unab­
hängige politische Kraft im Kampf gegen die neo koloniale 
Herrschaft hervorgeht, kann jede dieser Bevölkerungsgrup­
pen nur zur Macht kommen, indem sie die anderen unter­
drückt und in einer Allianz mit dem US-Imperialismus 
steht." 

Gleichzeitig demonstrierten trotz Schlägen und Verhaf­
tungen Tausende von Leuten unerschrocken in Bagdad, 
Basra und Heet für die Bevölkerung von Falludscha. Die 
Vereinigung muslimischer Gelehrter mobilisierte 47 politi­
sche Parteien, inklusive Sunniten, Schiiten, Christen und so­
gar Turkmenen an der Umm-AI-Qura-Moschee, um einen 
Wahlboykott zu planen. Während das überforderte US-Mili­
tär seine Kräfte auf Falludscha konzentrierte, führten Gue­
rillas groß angelegte Angiffe in Ramadi und Mossul aus. 

Das US-Militär hatte gehofft, dass irakische Truppen 
während der Wahlkampagne die Frontlinien übernehmen 
würden, eine Schlüsselkomponente des trügerischen 
Scheins der "Souveränität". Aber irakische Truppen deser­
tierten massenhaft, wenn sie mit den Aufständischen militä­
risch konfrontiert waren. In Mossul wurden am 10. und 11. 
November neun Polizeistationen überrannt, während die 
Polizisten desertierten. Die Stationen wurden wieder einge­
nommen, aber nur 800 von 4000 Polizisten meldeten sich zu­
rück zum Dienst unter den US-Besatzern (Financial Times, 
20./21. November). Das US-Militär hat darauf zurückgrei­
fen müssen, die Dienstzeiten von schon im Irak stationierten 
Truppen zu verlängern, und beruft Reservisten ein, die 
schon seit Jahren keine Waffe mehr in der Hand hatten oder 
noch nicht einmal eine Runde gejoggt sind. 
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Der Terror, die Zerstörung und rassistische Unterjo­
chung durch ausländische imperialistische Truppen bedroht 
unmittelbar die Völker Iraks. Die Voraussetzung für jegli­
che Befreiung ist es, die US- und alliierten Truppen rauszu­
schmeißen. Dieser Kampf muss damit verbunden werden, 
die reaktionären klerikalen Kräfte zu bekämpfen, die ein is­
lamisches Regime durchsetzen wollen. Diese Kräfte wollen 
den Schleier und das (islamische) Scharia-Gesetz wieder 
einführen, der Frauen wieder auf einen Status reduziert, der 
sich nur wenig von dem eines Sklaven unterscheidet. 

Die Arbeitslosigkeit im Irak liegt bei über 70 Prozent. 
Die amerikanischen Ölfirmen und ihre schäbigen Beauf­
tragten wollen Irak ausplündern. Das bedeutet zermürben­
de neokoloniale Ausbeutung der Werktätigen Iraks durch 
die Imperialisten und ihre irakischen Handlanger. Gleich­
heit für alle Völker Iraks und des ganzen Nahen Ostens wird 
nur durch den Sturz der kapitalistischen Herrschaft in der 
Region und den Aufbau einer sozialistischen Föderation des 
Nahen Ostens zu erreichen sein. Dies wirft die Dringlichkeit 
des Aufbaus marxistischer Parteien auf, die den Kampf für 
die Herrschaft der Arbeiter in der Region führen. 

Die unterjochten Massen des Irak sehen sich dem glei­
chen rassistischen und gewerkschaftsfeindlichen Feind 
gegenüber wie die arbeitende Bevölkerung und die Unter­
drückten in den Vereinigten Staaten. Es ist im Klassen­
interesse der amerikanischen Arbeiter, für den Abzug der 
US-Truppen aus dem Irak zu kämpfen. Wir stellen die For­
derung nach Klassenkampf gegen den US-Imperialismus zu 
Hause nicht leichtfertig auf, weil wir glauben, dass dies so 
einfach erreicht werden kann in dem repressiven Klima 
nach dem 11. September und im reaktionären Kontext der 
"nationalen Einheit", die sowohl von falschen Arbeiterfüh­
rern, den Demokraten, als auch yon den Republikanern 
propagiert wird. Wir machen diesen Aufruf, weil es sehr 
wichtig ist, die Arbeiterklasse zu dem Verständnis zu gewin­
nen, dass sie allein die soziale Macht hat, das amerikanische 
imperialistische System zu besiegen, und weil diese marxisti­
sche Perspektive der einzige Weg vorwärts ist. Eine revo­
lutionäre multirassische Arbeiterpartei muss geschmiedet 
werden, um den vor uns liegenden harten Kampf zum Sieg 
zu führen. Die Spartacist League hat sich diesem Zweck ver­
schrieben. 
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Verteidigt die irakisehen Völker gegen US-Besatzer! 

U5-1 
zerstö 

Falludscha. Wie "My Lai" muss das 
Wort Falludscha als ein abscheuli­
ches US-Kriegsverbrechen in das 
kollektive Gedächtnis eingebrannt 
werden. Falludscha, eine Stadt mit 
300 000 Einwohnern, die zum größ­
ten Teil entvölkert wurde, als die 
amerikanischen "Befreier" mit ih­
ren Panzern in die Stadt einfielen, 
auf denen in Schulbuch-Arabisch 
stand: "Bleib weg oder du wirst ge­
tötet." Falludscha dem Erdboden 
gleich zu machen war George W 
Bushs erste Tat in seiner zweiten 
Amtszeit. Moscheen wurden bom­
bardiert und dann von US-Truppen 
gestürmt. Kevin Sites, Korrespon­
dent des amerikanischen Fern­
sehsenders NBC, filmte die Er­
mordung eines verwundeten, wehr­
losen Mannes in einer Moschee 
durch US-Marines. Dieser Teil der 
fürchterlichen Wahrheit wurde von news.yahoo.com 

NBC zensiert (sie zeigten die ei- Truppen der amerikanischen Armee beim Angriff auf Falludscha 
gentliehe Erschießung nicht), weil 
es zu viel Realität über die Besetzung des Irak in die ameri­
kanischen Wohnzimmer getragen hätte. 

Bei dem Angriff auf Falludscha war es das erste Ziel der 
amerikanischen Truppen, das Hauptkrankenhaus einzuneh" 
men, um "aufständische Propaganda" zu verhindern, das 
heißt, zu verhindern, dass die Nachrichten über die riesige 
Zahl von zivilen Toten und Verwundeten die Welt erreichen. 
Das amerikanische Militär verhinderte dann, dass Personal 
der Hilfsorganisation Roter Halbmond Nahrung, Wasser 
und Medikamente zu der eingeschlossenen Bevölkerung 
bringen konnte. Die Zahl von Typhus-Erkrankungen steigt, 
da die Familien, die noch in der Stadt sind, gezwungen sind, 
mit Abwasser verseuchtes Wasser zu trinken. Die Wasser­
und Elektrizitätsversorgung wurde vor dem US-Blitzkrieg 
gekappt und nicht wieder in Betrieb genommen. Kinder 
sterben. Verkohlte Körper liegen zwischen verbogenem 
Stahl, zerbrochenem Glas und den Trümmern der Stadt, 

und über allem liegt der Geruch des Todes. Einige Ärzte be­
richten über Beweise für den Einsatz von chemischen Waf­
fen und Streubomben. Medizinische Behörden schätzen, 
dass es 800 zivile Tote gegeben hat, aber niemand weiß es 
genau. 

Hunderte Männer, die aus Falludscha flohen, wurden 
von ihren Frauen und Kindern getrennt und ihnen wurde 
befohlen, zurück in die Stadt zu marschieren. "Es gibt 
nichts, was einen Aufständischen von einem Zivilisten un­
terscheidet", war die Begründung eines Offiziers. Nachdem 
sie gezwungen wurden nach Falludscha zurückzukehren, 
wurden viele Männer zwischen 15 und 45 Jahren, die nicht 
während der Belagerung starben, verhaftet. Wie ein iraki­
seher Journalist in einem Augenzeugenbericht im Londoner 
Independent (20. November) schrieb: "Zivilisten wurde ge­
sagt, dass sie Falludscha verlassen sollten, so dass jeder 
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